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22  GEWERKSCHAFT  Beschäftigte an Kita, Schule und 
Hochschule setzen sich im Rahmen der Tarifrunde 2015 ein für 
mehr Gehalt und eine Absicherung der Zusatzversorgung (VBL). 

Die Lehrkräfte streiken zudem für den Abschluss eines 
Eingruppierungstarifvertrags. 

28  SERVICE  Syrische Flüchtlinge führen ein Theaterstück 
über Krieg, Folter und Flucht auf. Im Stück »Leben. Im Krieg 

stirbt zuerst die Wahrheit«, das sie selbst geschrieben haben, 
verarbeiten die Jugendlichen die Erlebnisse, die sie im Bürger-

krieg ihrer Heimat und auf der Flucht erfahren haben.

14  SCHULE  Bietet das Bonus Programm unterstützungsbe-
dürftigen Schulen einen Weg aus der Klemme oder ist es wieder 

nur Flickschusterei? Nuri Kiefer schaut genauer hin.
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Eva-Maria Stange war von 1997 bis 
2005 Bundesvorsitzende der GEW und da-
mals die erste (und bis heute einzige) ost-
deutsche Vorsitzende einer DGB-Gewerk-
schaft. Sie wurde danach Wissenschafts-
ministerin in Sachsen und soll nun auf 
Vorschlag von SPD, Grünen und Linken 
Bürgermeisterin in Dresden werden. Die 
promovierte Physiklehrerin ist SPD-Mit-
glied und soll die CDU-Politikerin Helma 
Orosz ablösen, die aus gesundheitlichen 
Gründen ihr Amt niedergelegt hat. Die 
Wahl um das Amt des Stadtoberhauptes 
der sächsischen Landeshauptstadt soll 
Anfang Juni 2015 erfolgen.

Nebahat Akkoc hat Anfang März von der 
Heinrich Böll-Stiftung in Berlin den Anne-
Klein-Frauenpreis für ihr mutiges Eintreten 
gegen Gewalt gegen Frauen erhalten. Der 
Preis ist mit 10.000 Euro dotiert. Akkoc 
und ihr Mann haben sich Anfang der 90er 
Jahre im kurdischen Südosten der Türkei 
in der Bildungsgewerkschaft Eğitim Sen 
engagiert und setzten sich für Kurdisch 
als Unterrichtsprache ein. Ihr Mann wurde 
1993 auf dem Weg zur Schule erschossen, 
sie selbst kam ins Gefängnis und wurde 
gefoltert. Nebahat Akkoc ließ sich aber 
nicht einschüchtern und widmet sich seit-
dem ganz der Menschenrechtsarbeit. 
Schließlich gründete sie den Verein KAMER, 
der sich vor allem um Frauen kümmert. 
Denn neben der staatlichen Gewalt waren 
und sind Frauen gleichzeitig oft auch 
massiver häuslicher Gewalt ausgesetzt. 
KAMER ist heute in fast jeder Stadt in den 
kurdischen Gebieten der Türkei vertreten. 
Das Preisgeld von 10.000 Euro will sie in 
den weiteren Ausbau des Vereins stecken. 

Niklas Hatzold ist Schüler in Bayern und 
hat bei einer Bundeswehr-Veranstaltung 
in seiner Schule gegen die Bundeswehr 
argumentiert. Die Schulleitung beschei-
nigte ihm daraufhin eine »zweifelhafte 
linksorientierte Gesinnung« und drohte 
mit dem Schulverweis. Ein Interview, das 
der Schüler der Zeitung »junge Welt« 
gegeben hat, ist mittlerweile von der 
Webseite der Zeitung genommen worden: 
»Die Redaktion hat das an dieser Stelle 
veröffentlichte Interview in Absprache 
mit Hatzold von der Seite genommen.  
Er hat nach längeren Gesprächen mit der 
Schulleitung darum gebeten«, teilt die 
Redaktion stattdessen mit.�FO
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 LEUTE

meinschaftsschulen bescheinigt, igno-
riert sie. Für SchülerInnen an ISS ohne 
eigene Oberstufe, die das Abitur able-
gen wollen, soll an Gymnasien eine elfte 
Klasse als Einführungsphase eingerich-
tet werden. Statt also mehr Oberstufen 
für ISS und insbesondere Gemein-
schaftsschulen zuzulassen, will die CDU 
faktisch zum Abitur am Gymnasium 
nach dreizehn Jahren zurückkehren. 
Auch soll es mehr gymnasiale Züge ab 
Klassenstufe fünf geben. So wurde deut-
lich, dass die CDU unbedingt am diffe-
renzierten Schulsystem festhalten und 
die drei Säulen deutlicher als bisher 
voneinander abgrenzen will. Die Sekun-
darschulen sollen künftig Oberschulen 
heißen und die Berufsfähigkeit von 
SchülerInnen sicherstellen. »Ziel des 
Gymnasiums ist das Erreichen des Abi-
turs und die Vorbereitung auf das Studi-
um«, so die Definition der CDU. Daher 
sollen dort die MSA-Prüfungen wegfallen 
und der mittlere Abschluss allein durch 
die Versetzung von Klasse neun nach 
zehn erlangt werden. Förderschulen sol-
len erhalten bleiben.

Die CDU bleibt ihrem konservativen, 
rückwärtsgewandten Bildungsverständ-
nis treu, das Kinder möglichst früh 
selektieren und sortieren möchte und 
mit Begabungstheorien arbeitet, die ei-
gentlich schon seit Jahren überholt 
sind. »Spiel nicht mit den Schmuddel-
kindern« ist nach wie vor Credo der 
christlich-demokratischen Weltsicht aus 
einer überwiegend gymnasialen Per
spektive. CDU-Generalsekretär Wegner 
machte deutlich, dass Bildung ein 
Schwerpunkt im Wahlkampf um die 
Mehrheit im Abgeordnetenhaus 2016 
darstellen würde. Aus Sicht des Vor-
standsbereiches Schule bleibt nach die-
sem Gespräch zu hoffen, dass die CDU 
auch künftig nicht maßgeblich für die 
Bildungspolitik Berlins verantwortlich 
zeichnet.�

von Nuri Kiefer, Leiter des Vorstands- 
bereichs Schule

Die CDU Berlin hat sich in einem Be-
schlusspapier des Landesparteitags 

zur Bildungspolitik geäußert. Mitte Feb-
ruar traf sich der Vorstandsbereich Schu-
le der GEW BERLIN mit den CDU-Politike-
rInnen Kai Wegner, der bildungspoliti-
schen Sprecherin Katrin Schultze-Berndt 
sowie dem Abgeordneten Stefan Schle-
de zu einem Meinungsaustausch. Einig 
waren wir uns, dass mehr personelle 
und finanzielle Ressourcen in das Ber-
liner Bildungssystem fließen müssen. 
So fordert die CDU zu recht kleinere 
Klassen, mehr Personal und Stunden für 
Inklusion sowie einen Abbau des Sanie-
rungsrückstaus. Allerdings bleibt sie 
die Antwort nach der Finanzierung die-
ser kostspieligen Vorhaben weitgehend 
schuldig. 

Ein massiver Gegensatz trat jedoch 
beim Thema »Längeres gemeinsames 
Lernen in einer Schule für alle« zutage. 
So steht in besagtem Papier: »Jede Form 
von Einheitsschule von Klasse eins bis 
dreizehn lehnt die CDU Berlin ab.« Auch 
auf zweimaliges Nachfragen gab es kei-
ne Relativierung dieser Aussage. Den 
bestehenden Gemeinschaftsschulen wird 
aber in Aussicht gestellt, auch nach ei-
nem etwaigen CDU-Wahlsieg als »Mo-
dellschulen« weiter existieren zu dür-
fen. Eine von den Gemeinschaftsschulen 
gewünschte Verankerung als eigenstän-
dige Schulart in der nächsten Fassung 
des Schulgesetzes würde sich die CDU 
demnach aber verweigern, ebenso der 
Genehmigung weiterer Gemeinschafts-
schulen. Auch positioniert sich die CDU 
deutlich gegen den weiteren Ausbau 
von Oberstufen an Sekundar- und Ge-
meinschaftsschulen. Die Erfolge, die die 
wissenschaftliche Begleitung den Ge-

Spiel nicht mit den 
Schmuddelkindern 
Die Berliner CDU lehnt die 
Gemeinschaftsschule ab und will das 
Gymnasium bis Klasse 13 zurück
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Tausende demonstrieren  
am 8. März 
Seit über 100 Jahren gehen Frauen auf die 
Straße, um für ihre Rechte zu demon
strieren – so auch am 8. März 2015, einem 
Sonntag mit richtig viel Frühlingssonne. 
In Berlin versammelten sich am Rosa-
Luxemburg-Platz laut Veranstalterin rund 
5.000 Demonstrantinnen zur Hauptfor
derung: Gleicher Lohn für Frauen und 
Männer.  Der Frauentag wurde auf Anre-
gung der deutschen Sozialdemokratin 
Clara Zetkin erstmals am 19. März 1911 
in Deutschland und in Nachbarländern 
organisiert. Seit 1921 wird der Frauen-
tag jährlich am 8. März begangen.

Kompromiss um den  
Namen Poelchau-Schule
Die Auseinandersetzung um die Umbe-
nennung der Poelchau-Schule anlässlich 
des Umzugs an ihren neuen Standort ist 
beigelegt. Hatte die Schulkonferenz zu-
nächst lediglich »Sportschule im Olym-
piapark« als Namen ausgewählt, wurde 
dieser Name nach Intervention der Se-
natsbildungsverwaltung – Staatssekretär 
Mark Rackles war persönlich bei der Be-

schlussfassung anwesend – durch den 
Zusatz »Poelchau-Oberschule« ergänzt. 
Die ehemalige Gesamtschule hatte in 
früheren Jahren erhebliche Probleme, 
von denen sie sich mit der Umwandlung 
zur Eliteschule des Sports befreien 
konnte. Aus der Schule ist zu hören, die 
Diskussion um den Namen habe be-
wirkt, dass man dadurch wieder sehr 
viel näher an die Familie Poelchau und 
ihr Wirken gegen totalitäre Regime ge-
kommen sei. Als eine erste Konsequenz 
sei jetzt der »Widerstand gegen totalitä-
re Regime« als fächerübergreifender As-
pekt in die innerschulischen Curricula 
eingepflegt worden. 

Hier werden Sie  
werbewirksam geholfen
Ein besonders schönes Beispiel für das 
Ausmaß des sogenannten Schulmarke-
ting haben Tim Engartner und Balsunda-
ram Krisanthan entdeckt: »Auf der als 
Unterrichtsmaterial deklarierten Ritter-
Sport-Werbemappe mit dem Titel ›Von 
der Kakaobohne zur Schokolade‹ prangt 
derselbe Schrifttyp wie auf der handels-
üblichen Schokoladenverpackung. In der 

Aufgabenstellung zum Unterrichtsein-
stieg, der als Entspannungs- und Kon-
zentrationsübung erfolgt, heißt es: ›Ein 
Stück Genuss: Bildet einen Stuhlkreis in 
der Klasse. Jeder bekommt von der 
Lehrkraft ein Stückchen Schokolade. 
Konzentriert euch nun ganz auf das 
Schoko-Stück. Jetzt geht es reihum und 
jeder darf sagen, was ihm zum Thema 
Schokolade einfällt. Wenn jeder einmal 
an der Reihe war, darf das Schoko-Stück 
aufgegessen werden.‹ Die Lehrkraft soll 
hierzu eine ausreichende Zahl von Scho-
koladenstücken bereithalten. Anschlie-
ßend lernen die Grundschüler, dass 
Schokolade mit Belohnung, Glück, Ent-
spannung oder gar Schmerzlinderung 
und Gesundheit gleichzusetzen ist:« 
Nachzulesen in der tageszeitung vom 
25. Februar 2015.

Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
setzt Zeichen für Religionsfreiheit
Die Bundes-GEW hat das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum »Kopftuch-
verbot« in Schulen als »Zeichen für Reli-
gionsfreiheit und einen Auftrag an die 
Politik« bezeichnet. Die Politik sei gefor-
dert, sich diesen Fragen zu stellen und 
schnell Lösungen zu entwickeln. »Der 
Konflikt dürfe nicht in die Schulen ver-
lagert werden», sagte die GEW-Bundes-
vorsitzende Marlis Tepe. Weitere Infos 
unter www.bundesverfassungsgericht.de 

Abkommen über gemeinsame 
Promotionen zwischen Berlin und 
Jerusalem
Die Hebrew University of Jerusalem und 
die Freie Universität Berlin vergeben künf
tig gemeinsame DoktorInnentitel für Pro
movendInnen aller Fachrichtungen. Die 
Präsidenten beider Universitäten unter-
zeichneten dazu Anfang März 2015 in 
Jerusalem die Vereinbarung über ein ent
sprechendes Promotionsprogramm. Es ist 
das erste Abkommen dieser Art zwischen 
einer israelischen und einer deutschen 
Universität – 50 Jahre nach Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zwischen 
den beiden Ländern. AbsolventInnen 
des Promotionsprogramms werden an 
beiden Hochschulen gemeinsam ausge-
bildet, mit jeweils einem Doktorvater 
oder einer Doktormutter an der Freien 
Universität und der Hebrew University. 
Sie verfügen so über internationale 
Forschungserfahrung sowie Verbindun-
gen in die deutsche und israelische Wis-
senschaftslandschaft.�

Die GEW BERLIN war dieses Jahr beteiligt am Gedenkmarsch für die afrikanischen Opfer von 
Versklavung, Menschenhandel, Kolonialismus und rassistischer Gewalt. Die Demonstration 
startete am 28. Februar 2015 an der Gedenktafel in der Wilhelmstraße 92 in Mitte und führte 
über die M-Straße zum Lustgarten. � FOTO: JANIS WEISSENBOECK
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dung« nicht genauso gelten wie für geis-
teswissenschaftliche oder fremdsprach-
liche Kompetenzen? Und was bitte soll 
der sinnfreie Ratschlag, Naina möge 
sich einfach mal eine gute Zeitung zu 
Gemüte führen?! Seit wann steht denn 
darin etwas über Miete, Steuern und 
Versicherungen?! Ich finde, Sie haben 
sich hier ganz gehörig im Ton vergriffen 
und bin überrascht, einen solchen Bei-
trag in Ihrer Zeitschrift zu lesen!
� Anna Friesen
(Siehe auch Artikel Seite 16)

Streit im DGB,  
Februar-blz 2015

Über den Artikel von Joachim Neu habe 
ich mich sehr geärgert! Man kann ja in 
den DGB-Gewerkschaften durchaus sehr 
unterschiedlicher Meinung über die ge-
werkschaftspolitische Sinnhaftigkeit des 
geplanten Tarifeinheitsgesetzes sein und 
das sind die DGB-Mitgliedsgewerkschaf-
ten ja auch. Der DGB-Spitze und den Ge-
werkschaftsführungen aber den Willen 
zur Minderung der Streiktätigkeit und 
zur Schwächung der Gewerkschaften zu 
unterstellen (wie es Kollege Neu im vor-
letzten Absatz tut), ist wirklich haar-
sträubend! Das wäre ja gewerkschafts-
feindliches Handeln in unseren eigenen 
Organisationen durch unser eigenes 
Führungspersonal! Die ganzen beiden 
letzten Absätze des Artikels atmen den 
sprachlichen Duktus der K-Gruppen- und 
Sektiererzeit mit dem schlichten inner-
gewerkschaftlichen Feindbild der »Ge-
werkschaftsbonzen« im DGB-Vorstand. 
Unsere Schwestergewerkschaft ver.di in 
einem GEW-Organ als »Konkurrenzge-
werkschaft« zu bezeichnen (eine Bezeich
nung, mit der wir normalerweise Orga-
nisationen wie den VBE oder den Philo-
logenverband belegen), halte ich übri-
gens auch für einen zwischengewerk-
schaftlichen Fauxpas. Darüber hinaus 
fehlen dem Artikel wichtige Sachinfor-
mationen. Es geht bei dem Mehrheits-
prinzip übrigens nicht um die Mehrheit 
»vor Ort«, sondern in einem Betrieb. In 
dem Artikel werden somit die lücken-
haften Sachinformationen durch verbale 
Stimmungsmache überdeckt. Ich denke: 
nicht nur die Gewerkschaftsführungen 
tragen Verantwortung, wenn es Streit in 
unserem Gewerkschaftsbund gibt. Für 
den Zusammenhalt und das Fortbeste-
hen des DGB sind auch wir in den Mit-
gliedsgewerkschaften im DGB mit ver-
antwortlich.� Frank Rzeppa

Naina-Meldung unter Leute,  
Februar-blz 2015

Ich bin über den Beitrag wirklich gestol-
pert, weil ich nicht wusste, ob der Text 
über Naina tatsächlich ernst gemeint 
sein konnte! Ja, in der Tat hat ihr Tweet 
eine breite Diskussion ausgelöst, ein 
Blick in die Medien hätte das »laut einer 
Meldung« erspart. Und meiner Meinung 
nach hat es das zurecht: auch wenn Nai-
na vielleicht nicht (als Einzige) den Stein 
der Weisen entdeckt hat, weist sie auf 
ein bestehendes signifikantes Problem 
des deutschen Bildungssystems hin. Als 
GymnasialschülerIn bewegt man sich 
fast 18 Jahre lang in einer künstlichen, 
vom wirklichen Leben ziemlich gut ab-
geschotteten Welt und wird ständig mit 
künstlichen Problemen konfrontiert. Na-
türlich lernt man dabei was – aber über 
das Leben? Nicht von ungefähr stehen 
sehr viele Abiturienten nach dem Schul-
abschluss vor der schier überwältigen-
den Frage: Und was jetzt? Was soll ich 
(aus mir) machen? Von konkreten Be-
rufsvorstellungen etwa ist man meilen-
weit entfernt, denn woher sollte man 
die auch haben, man hat ja fast »nur« 
Unterrichtsfächer gehabt, Klassenräume 
gesehen, für Noten gelernt… Am Ende 
ist man durchaus mit Kompetenzen aus-
gestattet, z.B. der, eine Gedichtanalyse 
in drei verschiedenen Sprachen schrei-
ben zu können. Über alltägliche Heraus-
forderungen eines mündigen Erwachse-
nen allerdings hat man eher wenig ge-
lernt. Wenn man nun aus dem Eltern-
haus nicht mitbekommen hat, was es 
mit Mietrecht, Steuererklärungen und 
Versicherungspflichten auf sich hat, 
steht man etwas hilflos da. Es wird so 
oft von gleichen Bildungschancen für al-
le gesprochen, egal aus welchem Eltern-
haus man kommt, und der Schule wird 
dabei eine Hauptverantwortung zuge-
sprochen – sollte das für »Alltagsbil-

Guckt nochmal genau hin. Etwas ist 
anders in dieser Ausgabe. Einige be-

haupten ja, es gibt LeserInnen, denen fällt 
keine Veränderung auf. Aber das kann ich 
dieses Mal nicht glauben. Denn die blz 
gibt es jetzt in Farbe! Wir freuen uns, euch 
von jetzt an die bunte Vielfalt unserer 
Themen auch bunt präsentieren zu dürfen 
und hoffen, es gefällt.

Es ist noch ein bisschen Zeit. In knapp 
zwei Wochen am 30. April ist Einsende

schluss für die Vorschläge für einen neu-
en, passenderen Namen für unsere Zeit-
schrift. Die ersten Ideen liegen vor. Schick 
uns auch deine! Wer jetzt nicht mitmacht, 
darf später nicht meckern.

Wir müssen um Entschuldigung bitten. 
Im März-Heft hat der Fehlerteufel 

gewütet. Wir haben als Autoren für den 
Artikel »Kinderschutz braucht Kinder-
schützerInnen« Andreas Kraft angegeben. 
Dabei wurde der Artikel von Katrin Laaß 
aus dem Jugendamt Mitte geschrieben. 
Und der Ruheraum auf dem unteren Foto 
auf Seite 11 befindet sich in der »Paul-
Natorp-Schule«. Die Termine der SeniorIn-
nen haben wir ganz vergessen. Wir gelo-
ben Besserung. � CMdR
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und die Senatsklausur hat entschieden, den negati-
ven Dispositionspool abzuschmelzen (siehe den Artikel 
von Sybille Volkholz). Es kamen in diesem Jahr 240 
Stellen dafür ins System. Das gleicht den Pool nicht 
vollständig aus, zeigt aber einen Erkenntnisprozess 
dahingehend, dass gerade auch die schlechte Aus-
stattung der Integration jede weitere Entwicklung 
blockiert. Aber auch die fachliche Qualifikation von 
Lehrkräften, FacherzieherInnen, SchulhelferInnen und 
SozialpädagogInnen ist noch nicht in dem Maße und 
Umfang sichergestellt, wie die GEW dies für notwen-
dig erachtet.
Wir stellen mehrere Artikel aus den verschiedenen 
Schularten vor, in denen diese Forderungen auch 
noch einmal schulspezifisch begründet werden. Da-
neben öffnet der Schulpsychologe Klaus Seifried noch 
ein Handlungsfeld, das bisher kaum Berücksichtigung 
fand, aber immer virulenter wird: die Beschulung von 
psychisch erkrankten SchülerInnen. Sehr erfreut sind 
wir darüber, dass Sybille Volkholz, die als Senatorin 
vor mehr als 25 Jahren die Integration in die Berliner 
Schule eingeführt hat, ihre Position zur Inklusiven 
Schule und zu den Ergebnissen des Beirats »Inklusive 
Schule in Berlin« für diese Ausgabe geschrieben hat.
Nachdem die GEW zum wiederholten Male dieses 
Feld eindringlich auf die Tagesordnung gebracht hat 
und eine finanzielle Verbesserung für den Senat in 
Aussicht steht, haken wir erneut nach. � rs

Es besteht kein Zweifel, in der GEW gibt es schon 
seit vielen Jahrzehnten eine breite Zustimmung 
zur gemeinsamen Beschulung aller Kinder. Lan-

ge Zeit stand dafür der Begriff Integration und bedeu-
tete im allgemeinen Sprachverständnis, die gemein-
same Beschulung von Kindern mit und ohne sonder-
pädagogischem Förderbedarf. Das Aufkommen des 
Begriffs Inklusion öffnete die Diskussion noch einmal 
und erweiterte das Handlungsfeld von Integration 
und die Handlungserfordernisse. 
Wir diskutieren an dieser Stelle nicht die ideologisch 
geführte Debatte um den vermeintlichen Unterschied 
zwischen Integration und Inklusion. Ob das fragile 
wissenschaftliche Modell der Differenz annähernd 
das beschreibt, was eine neue Theorie rechtfertigen 
würde. Zu dringend sind den KollegInnen an den 
Schulen die tagtäglichen Arbeitsbedingungen unter 
denen sie sich schon jetzt aufopferungsvoll bemühen, 
eine gute Integration ihrer SchülerInnen zu realisieren. 
Wir hatten bereits vor einem halben Jahr eine Ausgabe 
zum Thema Inklusion. Der Leitartikel zum damaligen 
Titel hieß: »Der Deckel muss weg«. Darin wurde deut-
lich gemacht, dass weder im Bereich der sonder
pädagogischen Förderstunden noch im Bereich der 
ergänzenden Förderung und Betreuung, die ohnehin 
schon minimal angesetzte Ausstattung erfüllt worden 
ist. Hier ist auch durch die Inklusionskampagne der GEW 
BERLIN Bewegung im politischen Raum entstanden FO
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von Sybille Volkholz 

Mit der UN-Konvention haben behinderte Men-
schen weltweit ihren Anspruch auf gleichbe-

rechtigte gesellschaftliche Teilhabe verbindlich ar-
tikuliert. Damit ist nicht nur die Politik gefordert, 
die Rahmenbedingungen entsprechend zu gestal-
ten, sondern ebenso alle Bürgerinnen und Bürger, 
ihren Teil zu einem besseren Zusammenleben bei-
zutragen. Die gemeinsame Erziehung von behin-
derten und nichtbehinderten Kindern und Jugend-
lichen war 1989/90 ein Schwerpunkt der rot-grü-
nen Bildungspolitik. Die gemeinsame Erziehung 
wurde zuerst in der Grundschule aus dem Status 
des Versuchs auf den schulgesetzlich abgesicher-
ten Regelfall befördert, später in den Sekundar-
schulen. 

Von der integrativen zur inklusiven Schule in Berlin

Die Entwicklung der integrativ arbeitenden Schule 
in Berlin zur inklusiven Schule hat durch die UN-
Konvention einen neuen Anstoß bekommen und es 
gibt neue Instrumente und Einrichtungen, mit de-
nen diese Entwicklung weiter befördert werden 
soll. Die Einsetzung des ersten Beirats »Inklusive 
Schule in Berlin« war die Reaktion auf eine sehr 
strittige Debatte um das von der Senatsbildungs-
verwaltung 2011 vorgelegte Gesamtkonzept »Inklu
sive Schule«. Sein Auftrag war es, auf Grundlage 
dieses Konzepts und unter Würdigung der wesent-
lichen Kritikpunkte, Empfehlungen zur Überarbei-
tung vorzulegen. Die Ergebnisse des Beirats sind 
nachzulesen unter www.gew-berlin.de/public/me-
dia/beiratsempfehlungen_endfassung.pdf oder auf 
der Homepage der Senatsbildungsverwaltung.

Mit der letzten Empfehlung Nummer zwanzig 
zielte der Beirat insgesamt auf größere Partizipati-
on im Prozess der Weiterentwicklung der Berliner 
Schule zur inklusiven Schule. So schlug er die er-
neute Einrichtung eines Fachbeirats vor, allerdings 
unter Einbeziehung einer größeren Anzahl von 
VertreterInnen der Behindertenver-
bände, sowie weiterer In-
teressenver-

bände. Auch die GEW BERLIN ist vertreten. Die Fo-
ren, die schon den ersten Beirat begleitet hatten, 
sollten fortgeführt werden. Beides ist realisiert 
worden. 

Konkrete Vorschläge des Fachbeirats Inklusion

Als Nachfolger des ersten Beirats, wurde der 
»Fachbeirat Inklusion« eingesetzt, der nun die Um-
setzung der Empfehlung des ersten Beirats beglei-
tet. Die Projektgruppe Inklusion in der Senatsver-
waltung, hat die »Eckpunkte für ein Konzept für den 
Weg zur inklusiven Schule‘« vorgelegt. Der Fach-
beirat empfiehlt darüber hinaus, Standards für in-
klusive Schulen zu entwickeln. Zudem fordert er, 
zur Konkretisierung einen Zeit- und Maßnahmen-
plan vorzulegen, mit dem die Entwicklungs-
schritte zu inklusiven Schulen in Berlin skiz-
ziert werden können. Der Fachbeirat hat 
seine Empfehlung bekräftigt, dass der Vor-
behalt im Berliner Schulgesetz Paragraf 
37.3 aufgehoben werden soll.

Ein wesentlicher Kern der Empfehlun-
gen des ersten Beirats war die Umsteue-
rung der Ressourcenzuweisung für die 
Förderschwerpunkte Lernen, emotional-so-
ziale Entwicklung und Sprache (LES). »Kinder 
mit den Förderschwerpunkten LES machen in 
Berlin etwa 75 Prozent aller Kinder mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf aus. Dieser Förderbedarf 
korreliert in hohem Maße mit der sozialen Her-
kunft. Gleichzeitig variieren die Diagnosen in die-
sen Bereichen erheblich. Dies waren die Gründe 
dafür, dass diese Förderschwerpunkte im Senats-
konzept einen großen Raum einnahmen ….« 

Ein Dispositionspool für eine  
gerechtere Verteilung

Es sei kurz in Erinnerung gerufen: Für die Kinder 
mit LES-Förderbedarf soll die Feststellungsdiag-
nostik zu Gunsten einer lernbegleitenden Diagnos-

tik entfallen. Die Schulen sollen, entsprechend 
ihrem Anteil an lernmittelbefreiten 

(lmb) Kindern, eine Grundausstat-
tung für die sonderpädagogische 
Förderung erhalten. Diese im Se-

natskonzept vorgesehene Orientie-
rung an Quoten, wurde im Beirat 

grundsätzlich als sinnvoll erachtet. 
Es ist aber vorhersehbar, dass es bei der 

Umstellung der Ressourcenzuweisung zu größe-
ren Ungerechtigkeiten kommen kann, da heute viele 

Es geht voran
Die Entwicklung der inklusiven Schule aus der Sicht der Vorsitzenden des Fachbeirates
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nicht unbedingt auch einen hohen lmb-Anteil auf-
weisen. Damit würden sie weniger LehrerInnen-
stunden als bisher bekommen. Um diese Ungerech-
tigkeiten auffangen zu können, hat der Beirat ei-
nen zweckgebundenen Dispositionspool im Um-
fang von zehn Prozent der Personalmittel für die 
Sonderpädagogik vorgeschlagen. Damit sollen Re-
gelschulen mit höherer Anzahl von LES-Kindern 
aber niedrigem lmb-Anteil zusätzliche Mittel erhal-
ten können. 

Für den Haushalt 2014/15 sind diese zusätzli-
chen Ressourcen nicht bewilligt worden. Die Se-
natsverwaltung hat darauf reagiert und plant eine 
Veränderung der Ressourcenzuweisung und der 
Änderung des Diagnoseverfahrens erst dann, wenn 
die erforderlichen zusätzlichen Mittel bewilligt 
sind. Bis dahin werden die Unterstützungsmaßnah-
men für die Entwicklung zur inklusiven Schule auf-
gebaut: Beratungs- und Unterstützungszentren, Qua-
lifizierung des Personals und Schwerpunktschulen. 
Alles Maßnahmen, für die die Mittel bewilligt sind. 
Dieser Zeitplan folgt den Empfehlungen des Beirats. 

Die Verwendung des Sozialindikators für die Zu-
weisung der Ressourcen für LES wird in der 
GEW-Broschüre »Berlin auf dem Weg zur inklusiven 
Schule« als diskriminierend bezeichnet. Das finde 
ich schwer nachvollziehbar. Sollen denn Schulen 
völlig unabhängig von der sozio-strukturellen Zu-
sammensetzung ihrer SchülerInnenschaft gleich 
behandelt werden? Wissenschaftlich gilt der Zu-
sammenhang zwischen sozialer Herkunft und För-
derbedarf im Bereich LES als unumstritten. Inso-
fern ist die Zuteilung nach einer solchen Orientie-
rung sozial gerecht. 

Beratungs- und Unterstützungszentren

Dem Fachbeirat wurden 2014 nach den »Eckpunk-
ten«, die Konzepte zum Aufbau der Beratungs- und 
Unterstützungszentren (BUZ), zur Qualifizierung 
des Personals und zu den Schwerpunktschulen 
vorgelegt. In allen Regionen werden derzeit Bera-
tungs- und Unterstützungszentren aufgebaut, be-
ziehungsweise arbeiten sie in einigen Regionen 
schon seit Jahren als Modelle. Ihre Aufgabe ist es, 
die Schulen der jeweiligen Regionen in der Ent-

wicklung zu inklusiven Schulen zu unterstützen. 
Der Fachbeirat hat vor allem auf die notwendige 
Kooperation mit den vorhandenen Beratungsdiens-
ten, insbesondere der Schulpsychologie, hingewie-
sen. Es gibt schon zu viele Defizite der Koordination 
in diesem Bereich. Zudem erinnert der Fachbeirat 
daran, dass auch die Schulen »Zentren für Inklusi-
on« brauchen, die für die Weiterentwicklung der 
einzelnen Schule zuständig sind. Ebenso fehlen 
bislang noch die Ombudsstellen, die vom Beirat ge-
fordert wurden.

Konzepte der Qualifizierung und Fortbildung

Es wird anerkannt, dass mit dem vorgelegten Kon-
zept das Fortbildungsangebot mit dem Bedarf der 
Schulen besser abgestimmt werden soll. Auch hier 
fordert der Fachbeirat konkretere Angaben über 
die Quantitäten, die in den nächsten Jahren ge-
plant sind. Zudem sollte in den Curricula stärker 
die Förderung sonderpädagogischer Kompetenzen 
vorgesehen werden. Der Beirat hatte empfohlen, 
Netzwerke inklusiver Schulen zu bilden, von denen 
die Schulen lernen können, die noch wenig oder 
keine Erfahrung mit Inklusion haben. Gerade weil 
es in Berlin bei Lehrkräften bereits viel Erfahrung 
in integrativ arbeitenden Regelschulen gibt, sollte 
dieses Erfahrungswissen für die weitere Entwick-
lung genutzt werden. Diese Netzwerkbildung sollte 
als Instrument aufgenommen werden. Es gibt im 
Übrigen bereits die ersten Beratungs- und Unter-
stützungszentren, die solche Netzwerke bilden.

Im Januar 2015 hat sich der Fachbeirat mit dem 
Konzept der Schwerpunktschulen befasst. Sie sol-
len für alle Behinderungsarten, außer LES, eine Al-
ternative zu den Förderschulen bilden. In keiner 
Klasse dürfen mehr als drei Kinder mit dem son-
derpädagogischen Förderbedarf, den die jeweilige 
Schwerpunktschule anbietet, unterrichtet werden. 
Von Seiten des Fachbeirats wurde als Ergänzung ge
wünscht, dass konkretere Angaben zur Personalaus
stattung der Schulen gemacht werden sollen und 
zu der erforderlichen sonderpädagogischen Kom
petenz, die zur Grundausstattung gehören muss.

Nicht alle unsere Änderungsvorschläge werden 
von der Senatsverwaltung übernommen, aber ins-
gesamt hat sich eine konstruktive Zusammenarbeit 
zwischen Senatsverwaltung und Fachbeirat herge-
stellt. Wir werden uns in den nächsten Sitzungen 
erneut mit den Schwerpunktschulen, der Koopera-
tion Schule/Jugendhilfe, der Entwicklung der Rah-
menpläne, der Schulassistenz, der Gestaltung der 
Übergänge, der beruflichen Bildung befassen und 
natürlich die Umsetzung der bisherigen Konzepte 
in die Praxis begleiten.

Ressourcen

In der Publikation der GEW BERLIN »Berlin auf dem 
Weg zur inklusiven Schule«, nimmt die Frage der FO
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riert die schulgesetzliche Vorrangstellung der ge-
meinsamen Erziehung. Auf diesen Sachverhalt hat 
der Senat mittlerweile reagiert und für 2015 zu-
sätzlich elf Millionen und für 2016 sechzehn Milli-
onen bewilligt. Damit ist die Deckelung der Lehre-
rInnenstellen für die sonderpädagogische Förde-
rung aufgehoben und die Unterdeckung kann zum 
großen Teil ausgeglichen werden.

Ausblick

Grundsätzlich umfasst die Konzeption einer inklu-
siven Schule mehr als die Weiterentwicklung der 
gemeinsamen Erziehung von behinderten und 
nicht behinderten Kindern. Sie bedeutet, dass kein 
Kind, gleich welcher sozialer oder ethnischer Her-
kunft, welchen kulturellen oder religiösen Hinter-
grundes, welcher sexueller Orientierung oder ob 
behindert oder nicht, in der Schule negativ diskri-
miniert wird. Trotzdem bedarf es zur Entwicklung 
auch der Fokussierung auf einzelne Schwerpunkte. 
Mit der UN-Konvention ist ein solcher Punkt ge-
setzt worden und es ist berechtigt, dass sich ein 

Fachbeirat mit diesem Schwerpunkt befasst. 
Zumal es gerade in diesem Bereich die 

lange Tradition der besonderen Förde-
rung in Förderschulen gibt. Das be-
deutet nicht, das Ziel aus dem Auge 
zu verlieren, es wird aber nicht alles 
von allen gleichzeitig bearbeitet.

Inklusive Schule soll in einem in-
klusiven Prozess weiter entwickelt 

werden. Das bedeutet aber auch, dass 
sich die Beteiligten als aktive Gestalte-

rInnen dieses Prozesses begreifen. Die Po-
litik, das Parlament, die Senatsverwaltung und 

die Bezirke sind für die Gestaltung der Rahmenbe-
dingungen verantwortlich. Aus dieser Verantwor-
tung sollen sie auch nicht entlassen werden. Die 
PädagogInnen vor Ort, aber auch das nicht pädago-
gische Personal, sind für die Gestaltung der Schu-
le, für den Unterricht, den förderlichen Umgang 
mit Kindern und Jugendlichen verantwortlich. Zur 
Professionalität gehört es auch, auf gesellschaftli-
che Veränderungen angemessen pädagogisch zu 
reagieren. Es gibt eine gemeinsame Verantwortung 
aller Erwachsenen für das gute Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt. An die-
sen Zielen sollten wir uns alle orientieren.�

Ausstattung der Integration einen zentralen Raum 
ein. Das ist sicher das gute Recht einer Gewerk-
schaft, bedarf aber auch eines Kommentars aus an-
derer Perspektive. 1989/90 war die Ausstattung 
mit zusätzlichen LehrerInnenstunden beträchtlich, 
was damals nicht nur einhellig begrüßt wurde. Die 
damalige Haushaltslage ließ diese Zusatzausstat-
tung zu, gleichzeitig war sie aber auch dem frühen 
Stadium und auch der noch relativ geringen An-
zahl von Kindern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf in der Regelschule zu verdanken. Schon 
damals hat der Behindertenbereich der Alternati-
ven Liste davor gewarnt, diese Kinder quasi zu 
»vergolden« (damaliger O-Ton) und damit ihre In-
tegration zu einer Besonderheit und nicht zu einer 
Selbstverständlichkeit zu machen. Es war damals 
klar, dass diese gute Ausstattung nie zu halten 
sein würde, wenn der Prozess sich flächenmäßig 
ausbreiten sollte. Dies wurde auch den Schulen 
mitgeteilt.

Ich will damit nicht die Bedeutung der Rahmen-
bedingungen negieren, aber die Prioritätensetzung 
anders justieren. Die Befürchtungen der damaligen 
WarnerInnen haben sich zum Teil bewahrheitet. 
Zwar hat sich die gemeinsame Erziehung seit den 
90er Jahren sukzessive ausgedehnt. So 
werden mittlerweile fast 60 Prozent 
der Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf in der Regel-
schule unterrichtet, aber die Fra-
ge der Ausstattung ist bei vielen 
Lehrkräften und auch Eltern an 
die erste Stelle gerückt, und die 
Weiterentwicklung der gemeinsa-
men Erziehung zur Inklusion wird 
häufig davon abhängig gemacht. Da-
mit ist die Prioritätensetzung in eine 
Schieflage geraten, die es wieder gerade zu 
rücken gilt. 

Derzeitige Ausstattung der Integration

Bis zur Senatsklausur Anfang Januar 2015 war die 
Ausstattung der integrativ arbeitenden Regelschu-
len sowohl mit LehrerInnenstunden wie mit Schul-
helferInnen auf ein nicht zu akzeptierendes Maß 
runtergefahren worden. Die in den Zumessungs-
richtlinien für das Schuljahr 2014/15 vorgesehe-
nen LehrerInnenstunden für die Förderung der 
Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, 
kamen und kommen in dem vorgesehenen Umfang 
nicht in den Schulen an. Die zusätzlichen Stunden 
für Kinder mit Lernbehinderungen sind faktisch 
auf 1,5 reduziert, anstelle der 2,5, die in den Zu-
messungsrichtlinien für die Grundschule vorgese-
hen sind. Schulen müssen sich aber darauf verlas-
sen können, dass das, was auf dem Papier steht, 
auch real zur Verfügung steht.

Es geht nicht an, dass bei einem festgesetzten 
Etat für die sonderpädagogische Förderung in Ber-
lin ausschließlich die integrativ arbeitenden Schu-FO
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Sybille Volkholz, Vorsitzende des Fach-
beirats Inklusion bei der Senatsver-

waltung für Bildung, Jugend und Wis-
senschaft 
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schritten. 

Die Kollegien an den Gemeinschaftsschulen ha-
ben dies bislang ohne großes Murren sehr verant-
wortungsbewusst im Rahmen ihres Selbstverständ-
nisses als GemeinschaftsschulpädagogInnen mitge-
tragen. Und das bei zum Teil unanständigen 
Fehlausstattungen bezüglich der SonderpädagogIn-
nen und SchulhelferInnen. Aber bei inzwischen 
stetig steigenden Zahlen und wachsendem Druck, 
noch mehr SchülerInnen mit Förderstatus zu inklu-
dieren, muss vehement eine bessere Ressourcen-
ausstattung eingefordert werden. 

Denn in der derzeitigen Phase des Abbaus von 
Förderzentren und der verkürzten Sicht auf das, 
was Gemeinschaftsschule leisten kann, entsteht in 
einzelnen bezirklichen Schulämtern und in der Be-
völkerung der Eindruck, dass die Gemeinschafts-
schulen als künftige inklusive Schwerpunktschulen 
quasi jetzt schon ohne eine Besserausstattung fun-
gieren könnten. 

Keine Integrationsklassen durch die Hintertür

Es gab beispielsweise in diesem Frühjahr in Mar-
zahn-Hellersdorf, ob geplant oder nur aus Nachläs-
sigkeit, die Absicht, für Gemeinschaftsschulen die 
maximale Anzahl von Kindern mit Förderstatus je 
Klasse oder Lerngruppe aufzuweichen. Dies hätte 
jedoch dem notwendigen pädagogischen Ansatz ei-
ner größtmöglichen Heterogenität in den Lerngrup-
pen widersprochen.

Die Gefahr, dass hierdurch wieder Integrations-
klassen entstünden und innerhalb der Gemein-
schaftsschule SchülerInnengruppen exkludiert wer-
den müssten, wäre sehr groß. Es entstünde die 
Sonderschule 2.0. Daher haben die Schulleitungen 
der im Netzwerk Gemeinschaftsschule zusammen-
geschlossenen Schulen beschlossen, sich die Rah-
menbedingungen und die Ressourcenausstattung 
für die inklusiven Schwerpunktschulen genau an-
zusehen und zu prüfen, bevor sie in ihren schuli-
schen Gremien über eine Antragstellung beraten 
lassen. Denn nicht alle Gemeinschaftsschulen kön-
nen kurz- und mittelfristig jede Art von Handicap 
angemessen inkludieren. Dazu fehlt der Politik der 
Mut, die erforderlichen finanziellen Mittel bereit-
zustellen. 

Dennoch bleibt die Forderung aller Schulleitun-
gen im Netzwerk bestehen, dass jede Gemein-
schaftsschule in einem überschaubaren Zeitraum 
barrierefrei werden muss. Welche inklusiven 
Schwerpunkte und Profile eine Schule darüber hin-
aus setzt, ist zuerst mit der Schulgemeinschaft vor 
Ort zu erörtern. Es muss der Senatsverwaltung und 
den Bezirken daher deutlich gemacht werden, dass 
eine professionelle Inklusion an Gemeinschafts-
schulen nicht zum Nulltarif zu haben ist. Denn Ge-
meinschaftsschulen sind gebundene Ganztages-
schulen. Dies muss ohne Wenn und Aber für alle 
Lernenden gelten! �

von Nuri Kiefer, Leitung Vorstandsbereich Schule

Beim Start des Pilotprojektes »Gemeinschafts-
schule« im Schuljahr 2008/2009 wurde für die-

se neue Schulart festgelegt, dass Chancengleich-
heit und -gerechtigkeit durch längeres gemeinsa-
mes Lernen und eine optimale Förderung der indi-
viduellen Fähigkeiten und Fertigkeiten aller Schü-
lerInnen, ein grundlegendes Ziel sei. Dies bezog 
von Anfang an selbstverständlich auch SchülerIn-
nen mit Handicaps mit ein. Als Schulen, an denen 
die Diversität der Lehrenden und Lernenden nicht 
ein Hemmnis, sondern positives Wesensmerkmal 
einer ganzheitlichen Bildung darstellt, ist Inklusi-
on bereits gelebter Schulalltag. Dabei beachten Ge-
meinschaftsschulen immer den erweiterten Inklu-
sionsbegriff gemäß § 2 des Berliner Schulgesetzes. 
Dort steht: Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 
zukunftsfähige schulische Bildung und Erziehung 
ungeachtet seines Geschlechts, seiner Abstam-
mung, seiner Sprache, seiner Herkunft, einer Be-
hinderung, seiner religiösen oder politischen An-
schauungen, seiner sexuellen Identität und der 
wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung 
seiner Erziehungsberechtigten. Außerhalb von Ge-
meinschaftsschulen wird der Begriff der Inklusion 
leider überwiegend auf Kinder und Jugendliche 
mit einer Behinderung reduziert. 

Inklusion nur ohne Selektion

Da die Gemeinschaftsschule auf die äußere 
Fachleistungsdifferenzierung als Organisa
tionsprinzip verzichtet und, sofern sie 
»komplett« ist, längeres gemeinsames Ler-
nen von Klasse 1 bis 13 ermöglicht, ist sie 
tatsächlich die einzige Schulart, die alle An-
forderungen an ein inklusives Schulsystem 

erfüllen kann. Denn keine Schule, die Mecha-
nismen des Aussortierens anwendet, kann im 

engeren Sinne inklusiv sein. Es ist daher nach-
vollziehbar, dass viele Eltern, die sich nach einer 
inklusiven Schule für ihr Kind umsehen, häufig Ge-
meinschaftsschulen wählen. Diese zählen, was 
Kinder mit einem Förderstatus anbelangt, prozen-
tual betrachtet bereits jetzt schon zu den höchst 
frequentierten allgemeinbildenden Schulen Ber-
lins. Zwar gilt auch für sie die in der Sonderpäda-
gogikverordnung festgelegte maximale Anzahl von 
Kindern mit einem Förderstatus in den Klassen 
oder Lerngruppen. Diese wird aber an nahezu allen 

Schon nah dran 
Gemeinschaftsschulen sehen sich aufgrund  
ihres Modells in besonderem Maße der Inklusion 
verpflichtet
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von Katja Sprzagala, Gymnasiallehrkraft in Mitte

Wir brauchen Kinder und Jugendliche, die in 
irgendeiner Weise gehandicapt sind, weil wir 

zusammen sehr viel lernen können. Die bringen in 
jede Gruppe die natürliche Notwendigkeit zu sehen, 
dass jeder Mensch wirklich anders ist und unter-
schiedliche Bedürfnisse hat. Dies ist etwas, was die 
Persönlichkeit verändert.«1 Dies sagt Ulrike Kegler, 
Schulleiterin der Montessori-Gesamtschule in Pots-
dam, und macht damit deutlich, dass Inklusion für 
alle SchülerInnen von Vorteil ist, da sie den Blick 
für Differenz schärft. Auch GymnasiastInnen profi-
tieren von Inklusion, denn erfolgreiche Inklusion 
am Gymnasium bedeutet auch, dass nicht nur 
SchülerInnen mit Beeinträchtigungen, sondern 
auch jene mit einer speziellen Begabung besondere 
Förderung erhalten und zeitweise aus den gängi-
gen Unterrichtsabläufen ausscheren dürfen. Darü-
ber hinaus fördert Inklusion das soziale Lernen 
und wirkt so langfristig einer Segregation der Ge-
sellschaft entgegen. Beispiele wie das Fichten-
berg-Gymnasium, an dem schon seit Jahrzehnten 
erfolgreich SchülerInnen mit Beeinträchtigungen 
unterrichtet werden, zeigen, dass Schulen, die auf 
soziales Lernen Wert legen, für eine breite Schicht 
von SchülerInnen und Eltern attraktiv sind.

Beispiele von Integration 

An unserer Schule gibt es außer einem Schüler mit 
Förderbedarf im Bereich der emotionalen und sozia
len Entwicklung Schüler und Schülerinnen mit Beein
trächtigungen beim Hören, Sehen und Gehen. Bei 
ihnen lässt sich bereits mit einfachen Hilfsmitteln 
(Hörgeräten, Lupe, Krücken oder Rollstuhl) und klei
nen Maßnahmen seitens der Schule (Nachteilsaus-
gleich in Klassenarbeiten und Klausuren, Vergrößern 
von Arbeitsblättern und Erlaubnis zur Fahrstuhlbe-
nutzung) ein erfolgreicher Schulbesuch sicherstel-
len. Die Schule, von der ich schreibe, ist ein Gym-
nasium. Oft genug höre ich den Vorwurf, die Gym-
nasien würden sich der Inklusion verschließen. Zu-
letzt war dies im Rahmen einer Ringvorlesung der 
Humboldt-Universität im Dezember letzten Jahres 
der Fall, als Aart Pabst, der Leiter der AG »Inklusi-
on« der Kultusministerkonferenz, einen Vortrag 
zum Thema »Inklusion in der Lehrerbildung« hielt. 

Doch auch wenn sich bisher nur wenige Gymna-
siallehrkräfte für Inklusion zu interessieren schei-
nen, lässt sich diese Behauptung meiner Erfahrung 

nach nicht generalisieren. Mit körperlichen Handi-
caps von SchülerInnen und LehrerInnen kommen 
wir im Allgemeinen gut klar, auch wenn wir uns 
weitere praktische Maßnahmen seitens der Schul-
verwaltung wünschen, die allen SchülerInnen und 
KollegInnen nützen würden. Zum Beispiel ist an 
vielen Schulen eine Verbesserung der Raumakustik 
in den Klassenräumen notwendig, auch ohne dass 
hörgeschädigte SchülerInnen diese Schulen besu-
chen, denn eine schlechte Raumakustik belastet 
auch all diejenigen, deren Hörvermögen (noch) 
nicht beeinträchtigt ist. 

Ganz anders stellt sich die Situation allerdings bei 
SchülerInnen mit Förderbedarf in der emotionalen 
und sozialen Entwicklung dar. Da es sich häufig 
durchaus um sehr intelligente SchülerInnen han-
delt, sollten sich die LehrerInnen an Gymnasien 
hier nicht auf den Standpunkt zurückziehen, dass 
diese SchülerInnen »einfach nicht ans Gymnasium 
gehören.« Die Wirklichkeit lehrt, dass sich Beein-
trächtigungen oft nicht so leicht kategorisieren las-
sen. Welche Förderschule kann dem hochmusikali-
schen Lernbehinderten oder der Autistin mit einer 
besonderen Begabung für alte Sprachen gerecht 
werden? Wenn Inklusion auch an Gymnasien Erfolg 
versprechend praktiziert werden soll, brauchen wir 
multiprofessionelle Teams, das heißt auch Sonder- 
und SozialpädagogInnen und ein flexibles System, 
das auf unterschiedliche Begabungen und Beein-
trächtigungen mit unterschiedlichen, individuell 
zugeschnittenen Maßnahmen reagieren kann. Dies 
würde auch all jenen SchülerInnen in der »Grauzo-
ne« helfen, die zwar keinen diagnostizierten För-
derbedarf haben, aber doch Verhaltensauffälligkei-
ten oder Lernschwierigkeiten in bestimmten Berei-

Wir brauchen Hilfe
Am Gymnasium ist erfolgreiche Inklusion nur mit entsprechender Expertise und 
zusätzlichen Ressourcen möglich, die aber fehlen
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Alle zusammen: Auch 
die Gymnasien streben 
die Inklusion an
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mit Teilleistungsschwächen wie LRS oder Rechen-
schwäche, aus MigrantInnenfamilien, mit Schuldis-
tanz, sonderpädagogischem Förderbedarf und psy-
chischen Erkrankungen. Der Anteil von SchülerIn-
nen mit sonderpädagogischem Förderbedarf liegt 
in Berlin und bundesweit bei rund sieben Prozent. 
Der Anteil der SchülerInnen mit psychischen Auf-
fälligkeiten liegt bei rund 18 Prozent, mindestens 
fünf Prozent sind im klinischen Sinne behand-
lungsbedürftig. Damit hat der Anteil von SchülerIn-
nen mit psychischen Erkrankungen eine ähnlich 
große Bedeutung wie Beeinträchtigungen im Sinne 
des sonderpädagogischen Förderbedarfes. Aller-
dings wird nur Autismus als Förderschwerpunkt 
anerkannt. Die Förderquote von einem Prozent im 
Bereich emotionale und soziale Entwicklung be-
rücksichtigt nur einen Bruchteil der SchülerInnen 
mit Verhaltensauffälligkeiten in der Schule.

Armut verstärkt das Risiko

Viele sprechen von einem dramatischen Anstieg 
psychischer Erkrankungen bei Kindern und Jugend

von Klaus Seifried

Wenn über die inklusive Schule gesprochen 
wird, denken viele an SchülerInnen mit son-

derpädagogischem Förderbedarf. Doch die inklusi-
ve Schule und die inklusive Pädagogik haben die 
Teilhabe von allen Kindern und Jugendlichen im 
Blick: SchülerInnen mit besonderen Begabungen, 

als ihre älteren KollegInnen, aber auch sie haben in 
Studium und zweiter Ausbildungsphase oft keiner-
lei sonderpädagogische Ausbildung erhalten und 
brauchen Kenntnisse über Methoden, die sich am 
Gymnasium auch tatsächlich anwenden lassen.

Doch keines der erfolgreichen Modelle, ganz gleich 
ob es um Hochbegabung, kulturelle Unterschiede, 
Verhaltensauffälligkeit oder Beeinträchtigungen 
der Wahrnehmung oder Motorik geht, kommt ohne 
weitere Ressourcen aus. Überall werden Sonderpä-
dagogInnen, ErzieherInnen, speziell ausgebildete 
Lehrkräfte oder Lehramtsstudierende zusätzlich 
eingesetzt, aber vom Gymnasium wird bisher of-
fenbar erwartet, Inklusion weitgehend kostenneu
tral umzusetzen. Da nimmt es nicht wunder, dass 
Lehrkräfte an Gymnasien zögern, sich auf dieses 
Abenteuer einzulassen, denn auch am Gymnasium 
ist erfolgreiche Inklusion nur mit der entsprechen-
den Expertise und zusätzlichen Ressourcen mög-
lich. Alles andere wäre verantwortungslos! �

1 Das Zitat stammt aus dem Begleitbuch zu Reinhard Kahls Doku-
mentation »Treibhäuser der Zukunft« (S. 85).

chen zeigen, die es ihnen selbst, ihren Mitschüle-
rInnen und den LehrerInnen im Schulalltag schwer 
machen. Hier sei nur einmal am Rande angemerkt, 
dass Hochbegabung gar nicht so selten mit LRS 
oder ADS einhergeht.

Passgerechte Fortbildungen sind notwendig 

Beim Umgang mit SchülerInnen mit einem Förder-
bedarf im emotionalen und sozialen Bereich wird 
schnell schmerzlich bewusst, dass die wenigsten 
Lehrkräfte an Gymnasien über sonderpädagogische 
Kenntnisse verfügen. Und selbst SonderpädagogIn-
nen begegnen hier oft den größten Herausforde-
rungen. An meiner Schule stehen zwei LehrerIn-
nenstunden für Belange der Inklusion zur Verfü-
gung, aber was soll man damit bewirken, wenn jeg-
liche Expertise fehlt? Außerdem ist es meiner Er-
fahrung nach für Gymnasiallehrkräfte gar nicht so 
leicht, sich in diesem Bereich weiterzubilden. Die 
raren Fortbildungen zum Thema Inklusion richten 
sich in der Regel an Grund- und Sekundarschul-
lehrkräfte und stellen Modelle vor, die zusätzliche 
Räume oder zusätzliches Personal erfordern. Für 
Gymnasien sind solche Ressourcen aber in der Re-
gel nicht vorgesehen. Die immer zahlreicheren jun-
gen Lehrkräfte an den Gymnasien sind möglicher-
weise schon aufgeschlossener gegenüber Inklusion 
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Katja Sprzagala ist Gymnasiallehrkraft in 
Mitte und hat den Artikel im Namen der 

Fachgruppe Gymnasien geschrieben

Ein Nachteil muss ausgeglichen werden
Die SchülerInnen mit psychischen Erkrankungen müssen auch berücksichtigt werden  
bei der Berechnung des Förderbedarfes
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ambulanten und stationären kinder- und jugend-
psychiatrischen Behandlungen deutlich angestie-
gen sind. Die ärztlichen Verordnungen von »Methyl
phenidat« (Ritalin, Medikinet, Concerta) bei ADHS 
und von »Selektiven Serotonin-Wiederaufnahmea 
und Zwangsstörungen für Kinder und Jugendliche 
nehmen stark zu. Die Verordnungen von Neurolep-
tika (Risperdal/Risperidon) bei aggressivem Verhal-
ten hatten zwischen 2005 und 2012 eine Steige-
rung von 41 Prozent.

In den letzten Jahren ist ein leichter Rückgang 
der Verordnungen von Methylphendat bei Kindern 
im Alter von 9 bis 11 Jahren und ADHS zu beob-
achten, da die Richtlinien verschärft wurden und 
seit 2010 Hausärzte diese Medikamente an Kinder 
und Jugendliche nicht mehr verordnen dürfen. Die 
häufigsten psychischen Erkrankungen im Schulal-
ter sind Ängste, Störungen des Sozialverhaltens, 
depressive Episoden und ADHS. Auffällig ist, dass 
Kinder aus armen Familien mit einem niedrigen so-
zialökonomischen Status (SES), zwei- bis viermal so 
häufig psychische Störungen entwickeln. Armut ist 
neben der (psychischen) Erkrankung eines Eltern-
teils und Konflikten in der Familie (Trennung) einer 
der höchsten Risikofaktoren für eine psychische 
Erkrankung.

Psychische Auffälligkeiten und Erkrankungen ha-
ben in der Schule eine ähnlich große Bedeutung 
wie sonderpädagogische Förderschwerpunkte. Da-
her ist es notwendig, dass Schulen sich hierauf 
vorbereiten. 

Ambulanzlehrkräfte

Ein erster Schritt war die Einführung von Ambu-
lanzlehrkräften für psychisch erkrankte SchülerIn-
nen. Jeder Berliner Bezirk verfügt über eine halbe 
Stelle für die Aufgabe, Kinder und Jugendliche, die 
stationär in einer Klinik behandelt wurden, wieder 
in die Schule zu integrieren. Dabei muss man drei 
verschiedene Zielgruppen unterscheiden:
•	SchülerInnen, die nach einem Klinikaufenthalt 
wieder in die Regelschule integriert werden können,
•	SchülerInnen, die nach einem Klinikaufenthalt eine 
vorübergehende Stabilisierung in einer Kleingrup-
pe benötigen, um auf die Rückführung in die Re-
gelklasse vorbereitet zu werden,
•	SchülerInnen, die nicht in eine Regelklasse inte
griert werden können und dauerhaft ein Schuler-
satzprojekt oder eine ähnliche Jugendhilfemaßnah-
me benötigen.
Allen gemeinsam ist, dass ein fachbereichsüber-
greifender, komplexer Hilfebedarf besteht und ab-
gestimmte Hilfen von verschiedenen Professionen 
erforderlich sind. Ein Fallmanagement ist erforder-
lich, um bereits vor der Entlassung aus der Klinik 
entsprechende Maßnahmen abzustimmen. Die Be-
ratungs- und Unterstützungszentren in Berlin (Si-
BUZ), die gerade aufgebaut werden, können hier ei-
ne wichtige Vermittlungsrolle übernehmen. Analog 

zur sonderpädagogischen Förderplanung benöti-
gen psychisch erkrankte SchülerInnen einen Nach-
teilsausgleich und eine abgestimmte pädagogische 
Förderung, um schrittweise ihre Teilhabe zu ver-
bessern. Die Empfehlungen der Kultusministerkon-
ferenz für den »Unterricht kranker Schülerinnen 
und Schüler« geben hierzu erste Hinweise für »be-
sonderen pädagogischen Förderbedarf« und für 
»sonderpädagogischen Förderbedarf«. Das Land 
Brandenburg ist da einen Schritt weiter und hat 
2014 ein Rundschreiben »Nachteilsausgleich 
für zeitweise oder chronisch kranke Schü-
lerinnen und Schüler« erlassen. Psy-
chisch erkrankte SchülerInnen sind hier 
erstmals ausdrücklich erwähnt. Berlin 
sollte ein ähnliches Rundschreiben auf 
den Weg bringen, damit die Schulen ei-
ne rechtliche Grundlage haben. Welcher 
Nachteilsausgleich ist denkbar?
Zum Beispiel reduzierte Hausaufgaben, 
Gewichtungsänderung von schriftlicher und 
mündlicher Mitarbeit, selbstbestimmte Pausen, 
Verzicht auf Nachschreiben, Versetzung auf Probe 
und anderes mehr. Diese Maßnahmen sollten stets 
individuell auf den einzelnen Schüler und das 
Krankheitsbild abgestimmt und in einem Förder-
plan festgeschrieben werden. Wichtig ist, dass alle 
unterrichtenden Lehrkräfte diesen Nachteilsaus-
gleich mittragen. Eine ärztliche Diagnose mit ent-
sprechender Empfehlung muss vorliegen. Die in-
klusive Bildung bei SchülerInnen mit psychischen 
Erkrankungen wird nur erfolgreich sein,
•	wenn es ein Fallmanagement zwischen den Fach-
diensten gibt,
•	wenn vor der Entlassung aus der Klinik die wei-
teren Maßnahmen in einer Fallkonferenz abge-
stimmt werden, 
•	wenn die Schule und die SchülerInnen durch 
Schulpsychologie, Sonderpädagogik und Jugend-
hilfe unterstützt werden,
•	wenn die notwendigen Hilfen besprochen und in 
Förderpläne umgesetzt werden,
•	wenn temporäre Lerngruppen für Einzel- und 
Kleingruppenunterricht zur Verfügung stehen,
•	wenn bei Bedarf SchulhelferInnen zur Verfügung 
stehen. 

Auch die Berliner Schulen brauchen eine Rechts-
grundlage, um Nachteilsausgleich für SchülerInnen 
mit psychischen Erkrankungen pädagogisch umzu-
setzen.�
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 Klaus Seifried, Lehrer, Diplom-Psycholo
ge, Psychologischer Psychotherapeut, 

Leiter des Schulpsychologischen und in-
klusionspädagogischen Beratungs

zentrums Tempelhof-Schöneberg

•	 Die ambulanten psychia
trischen Behandlungen stie-
gen in der Zeit von 2005 bis 
2008 um 7,8 Prozent, bei 
Kindern und Jugendlichen 
aber um 14,3 Prozent, damit 
doppelt so stark wie in der 
Gesamtbevölkerung. 

•	 Die stationären Behand-
lungen in Kliniken nahmen 
bei Kindern und Jugendlichen 
sogar um 43 Prozent zu.
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von Nuri Kiefer

Am 1. Februar 2014 startete das Bo-
nus-Programm der Senatsbildungs-

verwaltung für sogenannte Brennpunkt-
schulen. Dies sind Schulen, an denen 
der Anteil von SchülerInnen, deren El-
tern von der Zuzahlung zu den Lernmit-
teln befreit sind, zu einem bestimmten 
Stichtag bei über fünfzig Prozent liegt. 
Daher sind, so die Senatsverwaltung, 
diese Schulen benachteiligt und benöti-
gen für ihre SchülerInnen »besondere 
und vielfältige schulbezogene Unter-
stützungsmaßnahmen.« Weiteres Kenn-

entscheidet jede Schule selbst, welcher 
Weg für sie der richtige ist und wie sie 
die Mittel aus dem Bonus-Programm ein-
setzt. Ziel des zunächst auf sechs Jahre 
angelegten Programms ist es, an den be-
troffenen Schulen das individuelle Ler-
nen besser zu fördern und somit mehr 
SchülerInnen zu bestmöglichen Ab-
schlüssen zu führen. Auch soll der An-
teil derjenigen, die die Schule ohne Ab-
schluss verlassen, deutlich gesenkt wer-
den. Schlussendlich glaubt die Bildungs-
verwaltung, mit dem Bonus-Programm 
die Abhängigkeit des Bildungserfolgs 
von der sozialen Herkunft deutlich ver-
ringern zu können. Ein hehres Ziel! 

Die Verteilung der Bonus-Schulen 
über das Stadtgebiet spiegelt deutlich 
den Sozialstrukturatlas Berlins wider. In 
Neukölln wurden 44 und in Mitte 33 
Schulen in das Programm aufgenom-
men, in Pankow und Treptow-Köpenick 
jeweils vier, in Steglitz-Zehlendorf gar 
nur drei. Bei den meisten Schulen han-
delt es sich um Grundschulen, gefolgt 
von Integrierten Sekundarschulen ohne 
gymnasiale Oberstufe und Förderschu-
len. Lediglich fünf Oberschulen mit 
gymnasialer Oberstufe sind berlinweit 
im Programm. 

zeichen an vielen Standorten sind über-
durchschnittlich hohe Nichtbestehens- 
oder AbbrecherInnenquoten.

2014 wurden 219 Schulen in das Pro-
gramm aufgenommen (etwa ein Drittel 
aller Berliner Schulen) und erhielten bis 
zu 100.000 Euro zusätzliche Finanzmit-
tel, um beispielsweise Schulsozialarbeit 
oder eine intensivere Elternarbeit zu er-
möglichen. Auch mit Kunst-, Theater- 
und Musikprojekten können die Schulen 
eigene Akzente setzen oder schulinterne 
Fortbildung für Lehrkräfte und Erziehe-
rInnen organisieren. Auch Ausgaben für 
zusätzliche Lernausstattungen wie die 
Einrichtung einer Lernwerkstatt oder ei-
ner Schulbibliothek sind möglich. Dabei 

Besser den Spatz in der Hand
Das Bonus-Programm für die Brennpunktschulen ist sehr 
zwiespältig, insbesondere im Oberschulbereich ist zusätzliche 
Unterstützung nötig

FO
TO

: S
M

IL
EU

S/
FO

TO
LI

A

Bis zu 100.000 Euro zusätzlich erhalten die sogenannten Bonusschulen mit dem Ziel, das individuelle Lernen besser zu fördern.�
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Rettet das Bonus-Programm die 
Brennpunktschulen?

Aus dieser Verteilung ist bereits ersicht-
lich, dass insbesondere an den Grund-
schulen und Sekundarschulen in sozia-
len Brennpunkten die Probleme weit 
über das hinausragen, was mit den zu-
sätzlichen Geldern aus dem Programm 
angegangen werden kann. Diese Schulen 
benötigen mehr Zeit pro Kind – und das 
bedeutet wesentlich mehr pädagogi-
sches Fachpersonal in einem regulären 
Beschäftigungsverhältnis. Zum Vergleich: 
Eine Vollzeit-LehrerInnenstelle schlägt 
mit etwa 60.000 Euro jährlich zu Buche. 
Also hätten Bonus-Schulen umgerechnet 
ein bis zwei Stellen zusätzlich. Wenn 
man aber berücksichtigt, dass an diesen 
Schulen aufgrund der erhöhten Arbeits-
belastung PädagogInnen häufiger krank 
werden, relativiert sich der Bonus zu ei-
nem Nullsummenspiel. Gemäß dem 
Motto »Besser den Spatz in der Hand als 
die Taube auf dem Dach« begrüßt die 
überwiegende Zahl der SchulleiterInnen 
von Brennpunktschulen den erweiterten 
Handlungsspielraum. Bis Dezember 
2014 waren 2.270 Honorar-, Werk- oder 
Kooperationsverträge mit Einzelperso-
nen, privaten Bildungsanbietern oder 
Trägern der freien Kinder- und Jugend-
hilfe geschlossen. Rund 40 Schulen ha-
ben die Gelder genutzt, um Schulsozial-
arbeit an ihren Standorten auf- oder 
auszubauen. Bis zum Jahresende waren 
knapp 12,5 Millionen Euro der bereitge-
stellten 15 Millionen Bonusmittel ver-
ausgabt. 

Verausgabung der Mittel bindet 
ohnehin knappe Leitungsressourcen

Die Verwendung und Abrechnung der 
Mittel brachte und bringt jedoch auch 
künftig einen nicht zu unterschätzen-
den Verwaltungs- und Dokumentations-
aufwand mit sich, der die ohnehin über-
durchschnittliche Arbeitsbelastung für 
die Schulleitungen an Brennpunktschu-
len noch weiter erhöht. Es müssen viele 
Gespräche mit den EmpfängerInnen der 
Gelder geführt werden, Zielvereinbarun-
gen aufgestellt und mit der Schulauf-
sicht abgesprochen und nicht zuletzt 
auch die Umsetzung der vereinbarten 
Maßnahmen kontrolliert werden. Gerade 
an Grundschulen, wo Schulleitungen oh-
nehin zu gering mit Leitungszeit ausge-
stattet sind, führt das Bonus-Programm 
somit zu weiterer unbezahlter Mehrar-

gung die SchülerInnenschaft leistungs-
mäßig besser durchmischt und dadurch 
Ressourcen eingespart werden können, 
hat sich insbesondere an den Standor-
ten ohne gymnasiale Oberstufe in sozia-
len Brennpunkten nicht oder nur zu ei-
nem kleinen Teil erfüllt. Die Ressourcen 
wurden dennoch zurückgefahren. Auch 
aus solchen Sparmaßnahmen speisen 
sich schlussendlich die jährlich rund 15 
Millionen Euro für das Bonus-Programm. 

Hinzu kommt, dass beim derzeitigen 
LehrerInnenmangel gerade Brennpunkt-
Schulen immense Probleme haben, ge-
nügend pädagogisches Fachpersonal zu 
bekommen. Denn viele Neu- und Quer-
einsteigerInnen möchten nicht an einer 
Schule in schwieriger sozialer Lage ar-
beiten. Und die, die es oft widerwillig 
dennoch tun, weil sie unbedingt nach 
Berlin oder in den Schuldienst wollen, 
sind meist nicht ausreichend auf die he-
rausfordernde Arbeit im Umgang mit 
den SchülerInnen vor Ort vorbereitet. 
Um Bonus-Schulen auch für hoch quali-
fizierte PädagogInnen attraktiver zu ma-
chen, muss die Senatsverwaltung daher 
über zusätzliche Anreize für die Be-
schäftigten an diesen Standorten nach-
denken, sei es in Form von Verringerung 
der Arbeitszeit oder finanziellen Zu-
schlägen.�

Zum Bonus-Programm haben der Vorstandsbereich 
Schulen und die AG »Schulen im sozialen Brennpunkt« 
der GEW BERLIN am 16. März 2015 einen Fachtag 
mit dem Titel »Rettet das Bonus-Programm die 
Brennpunktschulen?« durchgeführt. Über die Ergeb-
nisse berichten wir in der nächsten Ausgabe der blz.

beit. Hinzu kommt, dass die hohe Belas-
tung der Lehrkräfte und ErzieherInnen 
an Brennpunktschulen durch das Bo-
nus-Programm kaum gemildert wird. 
Zwar sind aus dem Programm auch Maß-
nahmen der Gesundheitsprävention, der 
Fortbildung und der Verbesserung der 
Arbeitsplatzsituation finanzierbar, sol-
che wurden im ersten Jahr aber nur an 
wenigen Standorten realisiert. Vielleicht 
auch deshalb, weil die Beteiligung der 
Kollegien und Elternschaft bei der Ver-
wendung der Mittel nur unzureichend 
sichergestellt ist, denn »über die Mittel-
verwendung entscheidet die Schullei-
tung«, so die Auffassung der Senatsbil-
dungsverwaltung.

Alles schick mit Bonusgeldern?

Nach dem ersten Jahr bieten die Rück-
meldungen aus den Schulen und der 
Verwaltung durchaus zahlreiche Ansät-
ze für ein positives Resümee. Aus Sicht 
der GEW BERLIN benötigen aber insbe-
sondere die Brennpunktschulen über 
das Bonus-Programm hinaus weiterrei-
chende Unterstützungsmaßnahmen, um 
sich insbesondere im Oberschulbereich 
nicht als Restschulen zu etablieren. Vie-
le Leitungen von Schulen in sozialen 
Brennpunkten wünschen sich die perso-
nelle Ausstattung und die Klassengrö-
ßen zurück, die sie zu Hauptschulzeiten 
hatten. Damit könnten dann auch die 
Lehrkräfte entlastet und die SchülerIn-
nen individueller zu Abschlüssen ge-
führt werden. Vor der Berliner Schul-
strukturreform 2010, bei der die Haupt- 
und Realschulen zu den Integrierten Se-
kundarschulen zusammengelegt wur-
den, waren insbesondere an den Brenn-
punktschulen mehr Lehrkräfte in 
kleineren Klassen im Einsatz. Die Hoff-
nung, dass sich durch die Zusammenle-
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 Nuri Kiefer, Leiter Vor-
standsbereich Schule

Ein Fest bei Baba Dengiz
von Volker Ludwig | nach dem GRIPS-Klassiker »Ein Fest bei Papadakis« | ab 4. Klasse 
Uraufführung am 17. April 2015
Vorstellungen im April: 18., 16.00 Uhr | 20., 21., 29. und 30., 10.00 Uhr
Vorstellungen im Mai: 3. und 30., 16.00 Uhr | 4., 5., 27., 28. und 29., 10.00 Uhr

GRIPS Hansaplatz Altonaer Straße 22, Berlin | U9 Hansaplatz | S Bellevue | 030 – 39 74 74 – 77 | grips-theater.de
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Naina, ich nehme dich jetzt einmal beim 
Wort und bringe dir nicht für jede dieser 
Kompetenzen ein Beispiel aus einem 
nichtschulischen Zusammenhang, denn 
es erschließt sich von selbst, dass zum 
Beispiel die Fähigkeit, Wichtiges von Un-
wichtigem zu unterscheiden, bei der 
heutigen Informationsflut eine Schlüs-
selkompetenz darstellt, von der jeder 
denkende Mensch zwanzig Mal am Tag 
Gebrauch macht, und sei es nur, um mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln von A nach 
B zu kommen. Aber vom Himmel fällt 
sie nicht. Du bist in Kürze 18 und darfst 
wählen. Wie willst du herausfinden, wel-
che Partei und welche Aussagen deiner 
Interessenslage entsprechen, wenn du 
nicht dieselben Fähigkeiten wie bei der 
Gedichtanalyse anwendest? Wie willst 
du einen Beruf finden, wenn du dich 
nicht informieren, abwägen und aus-
wählen kannst? Natürlich kannst du 
dich auch verweigern und das Glück 
von glücklichen Kühen auf der Alm an-
streben, aber dafür bist du schon zu 
klug, du kannst dein Hirn nicht einfach 
an der Garderobe abgeben, weil du jetzt 
schon Ansprüche an dich und die Ge-
sellschaft hast. 

Naina, wenn du dich selbst ernst 
nimmst, wirst du begreifen, dass man 
dir gewisse Dinge des Lebens nicht 
mehr »beibringen« kann im Sinne von 
»herbeibringen«. Du musst sie dir holen 
oder zu ihnen hingehen. Wenn du erst 
einmal selbst Steuern bezahlst, wirst du 
sehr bald Bescheid wissen über Mindest-
steuersatz, Progression und Pendlerpau-
schale, und wie der Wohnungsmarkt 
tickt, weißt du nach der ersten Massen-
besichtigung einer Zweizimmerwoh-
nung. Und versichern werden dich Heer-
scharen von VertreterInnen wollen, so-
bald du dein eigenes Geld verdienst.

Ich fände eine Schule, die alle Lebens-
bereiche auf Arbeitsbögen und Tafelan-
schriebe zieht, von der eigenen Sexuali-
tät über den Ehevertrag bis zur Sterbe-
versicherung, schrecklich aufdringlich 
und tendenziell totalitär. Wenn du in 
der Schule das Lernen und das Denken 
gelernt hast, dann bist du reif für das 
Leben, dann schaffst du das schon, du 
kannst ja Gedichtanalysen!�

Siehe auch den Brief einer Leserin auf Seite 5.

von Wolfgang Harnischfeger

Liebe Naina, auf Twitter hast du vor ei-
nigen Wochen geschrieben: »Ich bin 

fast 18 und hab keine Ahnung von Steu-
ern, Miete oder Versicherung. Aber ich 
kann ’ne Gedichtanalyse schreiben. In 
vier Sprachen.« Da hast du ganz schön 
auf den Putz gehauen, finde ich, nach 
dem Motto »Übertreibung macht an-
schaulich«. Wenn du eine Gedichtanaly-
se in einer Sprache, in Deutsch, kannst, 
ist das schon eine ganze Menge. Und 
wenn du die Methodik begriffen hast, 
kannst du sie eventuell noch auf eine 
weitere Sprache übertragen, vielleicht 
bist du bilingual aufgewachsen, aber auf 
insgesamt vier Sprachen, das glaube ich 
dir nicht. Gedichte sind per se Verdich-
tungen von Form, Inhalt und Sprache, 
da braucht man vor allem in einer 
Fremdsprache mehr Kompetenzen, als 
die Schule sie vermitteln kann. Aber du 
hast mit deiner Feststellung ein riesiges 

Medienecho losgetreten, insofern war 
dein Seufzer, der vielfach als Aufschrei 
interpretiert wurde, überaus wirksam.

Du hast eine Gegenüberstellung von 
schulischen Inhalten und anderen, ich 
will sie einmal Lebensinhalte nennen, 
vorgenommen, also wieder einmal den 
alten Gegensatz von Schule und Leben 
beklagt. Ich will deshalb fragen, ob die 
Kompetenzen, die man für eine Ge-
dichtanalyse braucht, wirklich so welt- 
und lebensfremd sind. Bei der Ge-
dichtanalyse muss man die Hauptaussa-
ge herausarbeiten, sie mit Textbeispie-
len belegen, die Systematik ihrer Herlei-
tung (den Aufbau) herausarbeiten, den 
Zusammenhang von Sprache und Inhalt 
erkennen (fachlich: Syntax, Lexik und 
Semantik in Beziehung setzen), den 
Zeitbezug herstellen über die Biografie 
der Autorin oder des Autors oder histo-
rische Fakten. Du musst deine Gedan-
ken ordnen und zuordnen, sie stilistisch 
angemessen formulieren und am Ende 
eine begründete Wertung oder Einord-
nung abgeben können.

Gedichtanalyse versus 
Steuererklärung
In seinem Offenen Brief an die Kölner Gymnasiastin Naina 
bestreitet Wolfgang Harnischfeger, dass die Kompetenzen für 
eine Gedichtanalyse weltfremd sind: Wer richtig analysieren 
kann, versteht auch das reale Leben

 Wolfgang Harnischfeger, 
ehemaliger Schulleiter des 

Beethoven-Gymnasiums

Hätte Naina mit diesem Schreibgerät ihren Frust auf den Weg gebracht, wäre wohl das Echo über
schaubar geblieben. Per Twitter aber ist sie mit ihrer Bemerkung zur Berühmtheit geworden.
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von Almut Paulsen

Ende des Jahres 1971 trat ich als eine 
der ersten Sozialpädagoginnen in die 

GEW ein. Ich leistete mein Berufsprakti-
kum in einer Zehlendorfer Kita ab und 
die damalige Leiterin ermunterte zur 
Mitarbeit in der Gewerkschaft. In der 
ersten Mitgliederversammlung des Be-
zirks wurde ich von zwei Seiten ange-
sprochen: von Gisela Mikhoff wegen der 
Mitarbeit in der Fachgruppe Sozialpäda-
gogische Berufe und von den jungen 
LehrerInnenkollegen, die im damaligen 
AjLE (Ausschuss junger Lehrer und Er-
zieher) waren. Mich interessierte alles, 
was in dieser Gewerkschaft geschah, 
und so wurde ich aktiv im AjLE (wahr-
scheinlich als erste und letzte sozialpä-
dagogische Fachkraft in diesem Gremi-
um) und in der Fachgruppe. Von den 
jungen KollegInnen gingen basisdemo-
kratische Veränderungen aus: Weg von 
der SPD-Nähe, auch wenn sich die dama-
ligen Linken in unterschiedlichen partei-
nahen oder -ähnlichen Organisationen 
befanden. Jede Gruppierung buhlte um 
neue Mitglieder, ich blieb ein »flusy" (ei-
ne fluktuierende Sympathisantin) mit 
aufrechtem Gang.

Was war in der Fachgruppe los?

Gisela Mikhoff war die Vorsitzende der 
Fachgruppe und um sie herum (so mei-

15 Kinder beträgt und bei fehlendem 
Personal die Gruppe geschlossen wer-
den darf, statt andere permanent über-
zubelegen. An dieser theoretisch sehr 
guten Regelung hatte die GEW durch Gi-
sela Mikhoff erfolgreich ihren Anteil – 
aber von Streik war nicht die Rede, und 
überhaupt waren die Kolleginnen von 
den jungen Mitgliedern und der begin-
nenden antiautoritären Erziehung, von 
den Beteiligungsrechten für Eltern in ih-
ren Einrichtungen und von den nicht 
mehr jeden Kompromiss wollenden Er-
zieherinnen unangenehm berührt (um 

ne Erinnerung) saßen lauter »ältere Da-
men« aus gutem Hause, ihres Zeichens 
Kitaleiterinnen. Das war die Zielgruppe: 
Leiterinnen und aufstiegsorientierte Er-
zieherinnen mit vorrangig bildungspoli-
tischem Interesse, schwerpunktmäßig 
mit der Verbesserung der Situation der 
5 bis 6jährigen Kinder im Übergang zur 
Grundschule befasst. 

Bereits Ende der 60er Jahre hatten in 
Kreuzberg Erzieherinnen die Arbeit nie-
dergelegt, und die Gewerkschaften han-
delten mit der zuständigen Senatsver-
waltung aus, dass die Gruppenfrequenz 

Wir waren knallbunt,  
fordernd und duzten uns 
Über die Aktivitäten und Wandlungen der SozialpädagogInnen 
in der GEW. Von den Anfängen bis zum Kitastreik

BLZ-SEITEN � AUSGABE XXV

FÜR DAS � ALTERSABHÄNGIG

GEHOBENE ALTER� APRIL 2015
SenioRita

Die 25. AUSGABE der EXTRA-SEITEN der blz

 Vor 25 Jahren gab es den Berliner Kitastreik. Aber auch davor waren die Mitglieder im Be-
reich Sozialpädagogik schon sehr aktiv in der GEW, wie unsere Autorin berichtet. 
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nicht stärkere Worte zu benutzen). Wir 
siezten uns, und ich erinnere mich noch 
gut daran, dass einer neuen Kollegin ge-
sagt wurde, sie solle nicht so berlinern, 
sondern erst mal richtig deutsch spre-
chen lernen.

Lauter und frecher

Wenn ich das alles von heute aus be-
trachte, so waren die »älteren Damen« 
so alt wie ich heute. Sie repräsentierten 
die Generation derer, die ihre Kindheit 
und Jugend im »Dritten Reich« und im 
Zweiten Weltkrieg verbracht hatten und 
deshalb aus tiefster Überzeugung keine 
Verbindung zwischen Politik und Päda-
gogik haben wollten, »wertfrei« sollte 
alles sein. Ich kam in diesen Kreis, wur-
de Kitaleiterin und nach wenigen Jahren 
Fachgruppenvorsitzende. Ich war lauter 
und frecher als diese tollen Frauen, ver-
suchte aber trotzdem, sie dabeizubehal-
ten. Der Bruch vollzog sich dann mit der 
Spaltung der GEW BERLIN 1976, wir blie-
ben erbitterte Bekämpferinnen der Be-
rufsverbote und des Radikalenerlasses 
und vor allem der Unvereinbarkeitsbe-
schlüsse. Wir waren knallbunt, fordernd 
und duzten uns (im Gegensatz zu der 
männerdominierten Lehrerschaft im de-
zenten Grau, mit dicken Bäuchen und 
Hosenträgern).

Boom im Arbeitsfeld

Auf Bundesebene diskutierten wir über 
die Berufsbezeichnung der späteren Er-
zieherinnen. 1972 wurde in Berlin die 
Ausbildung mit diesem Abschluss be-
gonnen, seit 1971 gab es Fachhochschu-

noch im Hintergrund agierte. Die »fach-
lichen Katastrophen« in senatlicher Ver-
tretung machten neue Kämpfe und Aus-
einandersetzungen nötig, die ihren trau-
rigen Höhepunkt in dem ab Dezember 
1989 gestarteten Kitastreik erreichten. 
In diesem Jahrzehnt hatte sich die Mit-
gliedschaft der Fachgruppe soweit kon-
solidiert, dass auf Landesebene das Re-
ferat F eingerichtet wurde, etliche Jahre 
später auch auf Bundesebene. Dass auch 
gestreikt werden konnte, war ausschließ
lich der innergewerkschaftlichen Ent-
wicklung zu verdanken, und so war der 
Streik auch ein unerhörter Erfolg, des-
sen Ergebnisse dank der bildungspoliti-
schen Ignoranz der SPD jedoch nur in 
einem bescheidenen Tarifvertrag endeten.

Fünf neue Fachgruppen

Seit Ende der 80er Jahre ist dem enormen 
Mitgliederbestand dieser Fachgruppe 
Rechnung getragen worden, indem aus 
der einen Fachgruppe fünf neue ent-
standen, in denen nun die sozialpäda-
gogischen Arbeitsfelder vergleichbar 
den schulischen Sortierungen besser zu-
sammengefasst sind. Es sind nun fünf 
sozialpädagogische Menschen im Lan-
desvorstand, welch ein Erfolg (wären sie 
auch immer präsent)!

Wir sozialpädagogischen Menschen 
haben seit den 70er Jahren für demokra-
tische Strukturen in Gewerkschaft und 
am Arbeitsplatz gestritten, für eine bes-
sere Bildungspolitik und für eine gute 
Erziehungsarbeit und deren Bedingun-
gen schon seit Beginn der GEW!�

Der Artikel ist 1995 in der Oktober-Ausgabe (blz10/95) 
erschienen als Antwort auf Erhard Laube, der zuvor 
geschrieben hatte, die Erzieherinnen hätten in der 
Gewerkschaft »bis Mitte der 80er Jahre ein Schatten-
dasein« geführt Wir drucken ihn hier zum 25jährigen 
Jubiläum des Kita-Streiks ab. Denn Almuts Darstel-
lung ist gewissermaßen die Vorgeschichte dieser 
großen Aktion der ErzieherInnen in Berlin. Der Artikel 
wurde angepasst an die aktuelle Schreibweise der blz 
und an die neuen Rechtschreibregeln.

len für Sozialpädagogik/Sozialarbeit. 
Dieses Arbeitsfeld boomte, die Heimer-
ziehung geriet endlich in heftige Dis-
kussion und die Berliner Heimerziehe-
rinnenkampagne setzte deutliche Zei-
chen. Die Fachgruppe gewann viele 
neue Kolleginnen, und auch wenn der 
Kitabereich noch am stärksten vertreten 
war, gab es immer wieder Initiativen, 
auch den Freizeitbereich und die Heim-
kollegInnen einzubeziehen. Als Fach-
gruppenvorsitzende saß ich dann noch 
unter dem damaligen GEW-Landesvorsit-
zenden Dietrich Schaeffer im Landes-
vorstand, wo noch Getränke gereicht 
wurden und die Raucher den Sauerstoff-
gehalt in den Sitzungsräumen bestimm-
ten. Nur Herbert Regelin zog aus, wenn 
der Dunst zu dick wurde.

Viele Kampagnen

Unsere Fachgruppe unterstützte die 
Grundschulkampagne »Kleine Kinder 
brauchen kleine Klassen«, aber wir wehr
ten uns vehement gegen die Einvernah-
me der 5-6-jährigen in die Schule. Wir 
demonstrierten, wir stritten uns mit der 
Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Trans
port und Verkehr (ÖTV, heute ver.di). In-
nergewerkschaftlich setzte ich durch, 
dass die Ausbilderinnen von sozialpäda-
gogischen Fachkräften in der Fachgrup-
pe Sozialpädagogische Berufe eingeord-
net wurden, statt in der Fachgruppe Ge-
werbliche Schulen ein Randgruppenda-
sein zu führen (wie jetzt wieder, dank 
des entzückenden Landesschulamtes). 
Diese Entscheidung war deshalb wichtig, 
weil ich selbst inzwischen an einer Fach
schule unterrichtete, mich aber dem so-
zialpädagogischen Arbeitsfeld zugehörig 
fühlte. Zumal dort inzwischen nicht 
mehr die Kita-Leiterinnen den Ton anga-
ben, sondern die Ausbilderinnen an den 
Fachschulen (oft LehrerInnen, die die Er-
zieherinnen ausbildeten), was allerding 
nicht nur vorteilhaft war. Die Erzieherin-
nen waren damals stärker in der ÖTV or-
ganisiert, weil die Kita-Leiterinnen in der 
GEW stärker bildungspolitisch interessiert 
waren und weniger tarifpolitisch. Außer-
dem waren das ja ihre Vorgesetzten.

Neue Kämpfe 

Ab 1981, nach dem bedauerlichen Weg-
gang der damaligen Senatorin Ilse Rei-
chel, wurde die Fachgruppenarbeit im-
mer wichtiger, auch wenn ich selbst nur 

 Almut Paulsen (1948) war 
von 1973 bis 1981 mit ei-

nigen Unterbrechungen 
Vorsitzende der damaligen 
Fachgruppe Sozialpädago-

gische Berufe und von 1997 bis 1999 Lei-
terin des damaligen Referates F (Sozialpä-
dagogik). Almut ist Sozialpädagogin, war 

38 Jahre tätig als Ausbilderin am Ober-
lin-Seminar und ist seit 2012 Rentnerin 

Ein ganz aktuelles Foto von Almut aus dem 
Februar 2015, als sie in Afrika unterwegs 
war. Unten das Autorinnenfoto von 1995.
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von Peter Sperling

Wie kriege ich denn jetzt das Bild 
neben den Text?« – »Warum ploppt 

da unten rechts immer so ein komisches 
Viereck auf?« – »Muss ich jetzt ›Ja‹ oder 
›Nein‹ anklicken?« – »Wie kann ich mein 
Passwort ändern?« Solche und viele an-
dere Fragen versuchen wir im Compu-
terclub der Jungen Alten gemeinsam zu 
beantworten. Und dann gibt es natürlich 
auch schwerwiegende Probleme: »Ich 
komme nicht ins Internet!« oder »Mein 
Computer reagiert nicht mehr!«

Alle 14 Tage treffen wir uns mit unse-
ren Laptops im GEW-Haus und verteilen 
uns rund um den großen Tisch, auf dem 
die Computer, Netzgeräte, Steckdosen 
und Kabel dann fast die gesamte Fläche 
bedecken. Zuerst werden aktuelle Fragen 

te. Beim Neukauf sollte man sich des-
halb überlegen, welche Art von Compu-
ter nützlich ist. In der Regel können 
Laptops alles, was auch Desktop-PCs 
bieten. Der Computerclub bietet auch 
Beratung beim Neukauf an. Hier kommt 
es darauf an, sich über die eigenen Ver-
wendungsmöglichkeiten klar zu werden 
und den dafür geeigneten Computer 
auszusuchen. Das muss man sich gut 
überlegen.

Dabei ist nicht die Optik entschei-
dend, sondern das verwendete Betriebs-
system, die BenutzerInnenfreundlich-
keit, die zusätzlich erforderlichen Pro-
gramme und die benötigten Zusatzgerä-
te wie Drucker und externe Speicherme-
dien. Die meisten Computer oder Lap-
tops aus dem unteren Preissegment 
haben heutzutage ein Speichervolumen 
und eine Arbeitsgeschwindigkeit, die 
für unsere Bedürfnisse voll ausreichen. 
Wichtig ist bei der Benutzung eine zu-
sätzliche Speicherung aller angefertig-
ten Dateien auf einem externen Speicher 
wie einem USB-Stick, damit die persönli-
chen Daten auch dann noch vorliegen, 
wenn der Computer nicht mehr funktio-
niert oder verloren geht. Beim Drucker 
sollte man darauf achten, im welchem 
Verhältnis der Preis eines Druckers zu 
den Folgekosten, also dem Neukauf von 
Druckerfarben, steht und wie viele Sei-
ten man mit einer Druckerpatrone dru-
cken kann.

Der Computerclub beginnt wieder im 
November 2015. Vorher wird eine Einla-
dung an alle Jungen Alten verschickt. 
Aufgrund der Raumgröße können aber 
nur 8 Mitglieder teilnehmen. Im nächsten 
Durchgang werden deshalb diejenigen 
InteressentInnen bevorzugt, die noch 
nicht am Computerclub teilgenommen 
haben. Fragen, die per E-Mail beantwor-
tet werden können, sind jederzeit mög-
lich an peter.sperling@t-online.de.

Von dort werden auch Anleitungen zu 
bestimmten Stichworten verschickt, bei-
spielsweise Computerorganisation, Datei
endungen, Kontextmenü, Cookies, Coo-
kies im Firefox personalisieren, Vorlage 
erstellen, Aufzählung-Nummerierung-
Gliederung und OpenOffice, die wir im 
Computerclub erarbeitet haben.�

und Problemstellungen gesammelt und 
dabei merken einige auch schon, dass sie 
oft dieselben Fragen und Probleme wie 
andere TeilnehmerInnen haben. Dann 
versuchen wir, sie nach und nach abzu-
arbeiten. Zum Glück haben wir auch ei-
nen Beamer und können jeden Bild-
schirm, auf dem eine Lösung präsentiert 
werden kann, an die Wand projizieren. 
Da hellen sich die Minen auf und neben 
»Ahhs« und »Ohhs« hört man hin und 
wieder Sätze wie »So einfach ist das? 
Das hab ich immer sooo gemacht und 
das war ziemlich kompliziert.«

Der Computerclub ist aus dem Bedürf-
nis entstanden, Unterstützung im Um-
gang mit einem Computer zu bekom-
men. Da man Desktop-PCs nicht so 
leicht transportieren kann, können lei-
der nur BesitzerInnen eines Laptops 
mitmachen. Aber der Trend geht sowie-
so in die Richtung transportabler Gerä-

»Ich komme nicht  
ins Internet!«
Im Computerclub der Jungen Alten werden Probleme gelöst

 Peter Sperling, Leiter des 
Computerclubs
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Manchmal ist es gar nicht so einfach mit den neuen Medien. Aber die Jungen Alten der GEW 
BERLIN geben gute Hilfestellung in ihrem Club und in den Kursen, die Peter Sperling anbietet.
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vom Vorstandsteam des LandesseniorInnen
ausschusses/Junge Alte: Lore Albrecht, 
Beate Huhs, Marianne Pousset

Wiedersehen nach zwanzig Jahren – 
etliche TeilnehmerInnen des zwei-

ten SeniorInnentages trafen sich über-
rascht und erfreut im GEW-Haus in der 
Ahornstraße. Überrascht, weil es so viel 
Interesse gab, erfreut, so viele ehemali-
ge KollegInnen und Bekannte wiederzu-
treffen. Und tatsächlich machten die 
240 Anmeldungen die Durchführung an 
zwei Tagen nötig – weitgehend mit dem 
gleichen Programm und jeweils unter-
stützt durch unseren GEW-Chor unter 
der Leitung von Gerd Schrecker. Die 
acht Personen des Vorstandsteams des 
LandesseniorInnenausschusses/Junge Al-
te (LSA/JA) hatten ein halbes Jahr lang 
Inhalte und Workshop-Themen erwogen, 
verworfen und schließlich realisiert. Al-
le organisatorischen Aktivitäten wurden 
hervorragend geplant und durchgeführt 
von Monika Rebitzki und Rainer Witzel. 
An beiden Tagen hatten wir tatkräftige 
Unterstützung durch die Angestellten 
der Geschäftsstelle, insbesondere durch 
unsere Hausmeisterin Julia, Eva Proß so-
wie den studentischen Hilfskräften Stef-
fi und Emre. Ihnen allen gebührt ein di-
ckes Dankeschön!

spannter Atmosphäre genutzt. Wenn 
100 SeniorInnen in unserem GEW-Haus 
miteinander diskutieren, sich austau-
schen, lachen, sitzen, essen, kann es 
sehr eng werden. Aber irgendwie auch 
gemütlich, wie die abendliche Sekt-Ab-
schlussrunde bewies. Im Ergebnis stel-
len wir erfreut fest, dass unsere politi-
sche Ausrichtung positiv aufgenommen 
wurde. Wir werden weiterhin auf unse-
ren monatlichen Sitzungen und auf The-
menabenden, teils gemeinsam mit der 
AG Frieden, aktuelle soziale und politi-
sche Themen aufgreifen.�

»Wir wollen nicht immer nur als alte/
neue Zivis auf den Output unserer eh-
renamtlichen Arbeit reduziert werden« – 
war sinngemäß die wesentliche Aussage 
auf der Eröffnungsveranstaltung, ob-
wohl viele von uns natürlich auch eh-
renamtlich tätig sind. Aber wir sind zum 
großen Teil politisch denkende und han-
delnde SeniorInnen, die bewusst in der 
GEW bleiben und die Gewerkschaft nach 
wie vor als Plattform für politische Betä-
tigung nutzen. Das zeigte sich auch an 
dem großen Interesse an den Workshops 
mit historisch-politischen Themen, wie 
»Der Ukraine-Konflikt«, »Lehren aus dem 
1. Weltkrieg«, »Stolpersteine«. Aber auch 
Themen wie PatientInnenverfügung, 
Wohnformen im Alter, Sicherheit im All-
tag waren wieder gut nachgefragt. So 
haben die TeilnehmerInnen des Work-
shops »Trickbetrug« jetzt nicht nur bei 
Demos und Streiks die rot-weißen Tril-
lerpfeifen dabei, sondern auch im All-
tag, damit sie in bedrohlichen Situatio-
nen Alarm pfeifen können. Und nicht 
zuletzt erheiterte die beliebte Glossen-
schreiberin Gabriele Frydrych mit der 
Lesung aus ihrem jüngsten Buch »Die 
Dümmsten aus meiner Klasse sind Leh-
rer geworden«.

Die Mittagspause mit dem Imbiss war 
zwar etwas zu lang, wurde aber ausgie-
big für angeregte Gespräche in ent-

Volles Haus in den 
Winterferien 
Aus einem breiten Spektrum an Themen konnten die 
TeilnehmerInnen des SeniorInnentages auswählen. Und alles 
lief wie am Schnürchen

Eine so große Runde von ZuhörerInnen hatten natürlich nicht alle Arbeitsgruppen.

ELEKTRONISCHE SYSTEME 
GEGEN ALTERSBESCHWERDEN

1950 war erst jede zehnte EinwohnerIn 
mindestens 65 Jahre alt, heute ist es 
schon jede fünfte und bis 2050 könnte 
es etwa jede dritte sein, hat das Bun-
desinstitut für Bevölkerungsforschung 
ermittelt. Insbesondere die Industrie ent
deckt inzwischen den großen Markt, der 
für die Bedürfnisse der älteren Men-
schen besteht. Es geht um Methoden, 
Konzepte, (elektronische) Systeme, Pro-
dukte sowie Dienstleistungen, welche 
das alltägliche Leben älterer und auch 
benachteiligter Menschen situationsab-
hängig und unaufdringlich unterstüt-
zen. Dabei werden Vitalfunktionen wie 
Blutdruck, Puls oder Blutzucker gemes-
sen und beobachtet und zum Beispiel 
an einen ambulanten Pflegedienst wei-
tergegeben, wobei die Grenze zwi-
schen Verlust und Gewinn an persönli-
cher Freiheit durch neue Techniken 
manchmal schwer zu ziehen ist. Hier 
einige Hinweise zum Thema:
•	 Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung lädt zum Zukunftskon-
gress Demografie: »Technik zum Men-
schen bringen« ein. 29./30. Juni 2015 
im Gasometer Berlin-Schöneberg, EUREF-
Campus 13, Torgauer Str. 12-15, 10829 
Berlin. Infos: www.mtidw.de
•	 Die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
SeniorInnen-Organisationen hat eine 
Checkliste für nutzerInnenfreundliche 
Webseiten herausgegeben. Das sind 
Seiten, bei denen Werbung klar erkenn-
bar ist und Fremdwörter und Abkür-
zungen möglichst wenig verwendet 
werden: www.bagso.de
•	 Vom 2. bis 4. Juli findet in Frankfurt 
der Deutsche SeniorInnentag statt. In-
fos unter www.deutscher-seniorentag.de�
� KW
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FESTBETRÄGE FÜR 
MEDIKAMENTE IN DER 
BEIHILFEVERORDNUNG

Die Beihilfestelle hatte mit Wirkung 
vom 1. September 2013 eine vom 

Spitzenverband der gesetzlichen Kran-
kenkassen erstellte Festbetragsliste 
übernommen, mit der nur noch die Kos-
ten für Generika statt der Kosten für oft 
sehr teure Originalmedikamente über-
nommen werden. In Fällen, in denen die 
Betroffenen die Generika nicht vertru-
gen oder diese nicht die erforderliche 
Wirkung erzielten, hat die GEW Rechts-
schutz für Klagen beim Verwaltungsge-
richt erteilt. Das Verwaltungsgericht hat 
festgestellt, dass diese Festlegung von 
beihilferechtlichen Festbeträgen verfas-
sungswidrig ist, weil so etwas nur per 
Gesetz geregelt werden kann. Das Land 
Berlin hat Berufung eingelegt, das Ver-
fahren kann noch lange dauern. Um An-
sprüche nicht zu verlieren, raten wir al-
len Betroffenen, mit Verweis auf das 
oben genannte Urteil Widerspruch ge-
gen ihre Beihilfebescheide einzulegen, 
verbunden mit der Bitte, den Wider-
spruch ruhen zu lassen, bis das Verfah-
ren abgeschlossen ist. Bei positivem 
Ausgang müssen dann bis zum Erlass 
einer rechtskonformen Regelung die 
jetzt gekürzten Beträge nachgezahlt 
werden. (VG 7 K 147.14 vom 24.9.2014)

� � I. Uesseler-Gothow

BESOLDUNGSTABELLE  
FÜR PENSIONÄRINNEN

Wer schon länger in Pension ist, 
wundert sich ab und zu, dass die 

auf den Versorgungsmitteilungen ver-
merkten ruhegehaltfähigen Bezüge in 
keiner aktuellen Besoldungstabelle zu 
finden sind – und damit natürlich auch 
nicht geprüft werde können. Tatsächlich 
sind Versorgungsbezüge von Personen, 
die zum Zeitpunkt der Überleitung der 

stand der GEW BERLIN unterstützt des-
halb die Forderungen der »Initiative Pre-
käres Praktikum« nach bezahlten 
Pflichtpraktikumsplätzen. Informatio-
nen: http://prekaerespraktikum.com.

KEINE LEISTUNG DER 
UNFALLKASSE BEI LEICHTSINN

Ein Schüler, der während einer Klas-
senfahrt zum Rauchen aus einem 

Fenster klettert und dabei vom Dach 
stürzt, kann keine Leistungen aus der 
gesetzlichen Schüler-Unfallversicherung 
beanspruchen. Der Fall: Im Rahmen ei-
ner Studienfahrt stürzte der seinerzeit 
17-jährige Schüler gegen Mitternacht 
von einem Dach, auf das er zum Rau-
chen über das Fenster des Badezimmers 
gelangt war. Der Schüler erlitt bei dem 
Sturz eine schwere Kopfverletzung so-
wie eine Verletzung der Wirbelsäule mit 
der Folge einer Querschnittslähmung. 
Die Schüler-Unfallversicherung lehnte 
eine Leistungsübernahme ab. Mit seiner 
Klage hatte der Schüler keinen Erfolg. 
Das Sozialgericht: Beim Trinken und 
Rauchen handelt es sich grundsätzlich 
um eigenwirtschaftliche Tätigkeiten, die 
nicht versichert sind. Man könnte den 
Alkoholkonsum noch als gruppentypi-
sche Verhaltensweise auf einer Klassen-
fahrt ansehen. Das kann aber nicht für 
den Entschluss des Schülers gelten, ge-
gen Mitternacht aus dem Badezimmer-
fenster zu klettern und auf dem Dach 
zu rauchen. Daher hat sich der Schüler 
die Unfallfolgen selbst zuzuschreiben. 
(Sozialgericht Stuttgart, Urteil vom 29. April 
2014 – S 1 U 5024/13)

VERLASSEN EINER  
ELITESCHULE DES SPORTS

Laut Senatsbildungsverwaltung muss-
ten in den letzten drei Schuljahren in 

der Sekundarstufe I insgesamt 213 Schü
lerInnen oder 6,4 Prozent wegen »feh-
lender leistungssportlicher Perspektive« 
an eine andere Schule wechseln. Laut 
Einschätzung der Senatsverwaltung sei 
dies keine besorgniserregende Größen-
ordnung. Nach Auslaufen der Eliteschu-
len als Schulversuch ist gegenwärtig al-
lerdings keine Beendigung des Besuchs 
der Eliteschule möglich, wie das Verwal-
tungsgericht festgestellt hat. Die Bil-
dungsverwaltung will dies mit einer 
neuen Verordnung noch in diesem 
Schuljahr verbindlich regeln. �

Besoldung in das neue System der Er-
fahrungsstufen (1. August 2011) bereits 
in Pension waren, nur hinsichtlich der 
Benennung der Stufen übergeleitet wor-
den, aber nicht mehr am weiteren Auf-
stieg in diesem neuen System. So ist 
beispielsweise aus der alten Dienstal-
tersstufe 12 die Überleitungs-/Erfah-
rungsstufe 7+ geworden, aber nicht 
mehr die neue Erfahrungsstufe 8. 

Natürlich werden alle PensionärInnen 
auch an Besoldungserhöhungen betei-
ligt, aber eben auf der Basis der bei der 
Pensionierung erreichten Stufe. Der fi-
nanzielle »Schaden« hält sich sehr in 
Grenzen, der Unterschied zwischen 
Dienstaltersstufe 12 alt/Überleitungs-
stufe 7+ einerseits und neuer Endstufe 
8 andererseits betrug je nach Besol-
dungsgruppe zwischen 4 und 12 Euro. 
Mit Urteil vom 18. Dezember 2014 hat 
das Verwaltungsgericht Berlin dieses 
Vorgehen bei der Einführung des neuen 
Besoldungssystems bestätigt. Wir wer-
den aber die Innenverwaltung auffor-
dern, eine entsprechende Besoldungsta-
belle zu erstellen und zu veröffentli-
chen, damit auch ältere PensionärInnen 
den Stand und die Entwicklung der für 
sie geltenden Besoldung erkennen und 
prüfen können.

 � I. Uesseler-Gothow

EXISTENZMINIMUM AUCH  
FÜR PRAKTIKANTINNEN

Studierende sozialer Berufe leisten ei-
nen großen Beitrag zum Bestehen 

der freien und öffentlichen Wohlfahrts-
pflege im sozialen Sektor. In Berlin 
schreiben die Studienordnungen der so-
zialen Hochschulen ein studienintegrier
tes Praktikum von in der Regel fünf Mo-
naten vor. Hierbei handelt es sich um 
ein Pflichtpraktikum, das zum erfolgrei-
chen Abschluss und der staatlichen An-
erkennung des jeweiligen Berufes ge-
hört. Die Studierenden sind während 
dieser Zeit nicht dem Betrieb zugehörig 
und haben demnach keinen Vergütungs- 
und Urlaubsanspruch gemäß Berufsbil-
dungsgesetz. In Anbetracht der Tatsache, 
dass laut einer Studie über die sozio
ökonomische Lebenssituation der Stu-
dierenden sozialer Berufe in Berlin 67 
Prozent der Studierenden ohnehin einer 
Nebentätigkeit nachgehen müssen, um 
ihren Lebensunterhalt überhaupt finan-
zieren zu können, führt ein unbezahltes 
Pflichtpraktikum zu einer unzumutba-
ren Doppelbelastung. Der Landesvor-

§§§§§§§§§§§§§§§
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von Tom Erdmann

Es soll ja Menschen geben, die der 
GEW immer noch unterstellen, sie sei 

eine BeamtInnengewerkschaft. Die GEW 
hat allerdings an den drei Streiktagen im 
März 2015 allein in Berlin über zehntau-
send Angestellte mobilisiert! Bei 11.000 
ErzieherInnen in den Eigenbetrieben und 
Schulen sowie ähnlich vielen angestell-
ten Lehrkräften kann man also nicht 
mehr davon reden, dass BeamtInnen in 
unserer Gewerkschaft tonangebend 
sind. Sie alle trugen die Forderungen 
nach 5,5 Prozent mehr Gehalt, mindes-
tens aber 175 Euro auf die Straße.

Streikauftakt am 3. März

»Wir dürfen nicht für bessere Ausstat-
tungen streiken, sondern nur für tarifli-
che Forderungen wie mehr Geld. Aber 
wir setzen uns als GEW auch dafür ein, 
dass es Verbesserungen in anderen Be-
reichen gibt«, erklärte Manuel Honisch, 
Sonderpädagoge an der Möwenseegrund

den aus Kreuzberg und Neukölln. Am Vor-
mittag versammelten sich dann alle auf 
dem Dorothea-Schlegel-Platz am Bahn-
hof Friedrichstraße vor der Geschäfts-
stelle der Arbeitgebervereinigung Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL).

»Die Wirtschaft schreibt Rekordgewin-
ne, die Steuereinnahmen steigen, die öf-
fentliche Hand schreibt schwarze Zah-
len und für die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes ist kein Geld da?«, skan-
dalisierte Doreen Siebernik, Vorsitzende 
der GEW BERLIN, das Verhalten der TdL. 
Denn statt ein Gegenangebot vorzulegen, 
wollen die Arbeitgeber die Gewerkschaf-
ten erst dazu zwingen, Einschnitte in die 
Betriebsrente VBL zu akzeptieren. »Das 
werden wir nicht zulassen.«, so Siebernik 
weiter. Zeitgleich verhandelte die TdL mit 
der GEW über eine Eingruppierungsrege-
lung, die Verbesserungen für alle enthält. 
Die Berliner Lehrkräfte sind im Jahr 2013 
an 17 Tagen dafür auf die Straße gegan-
gen. Udo Mertens, im Vorstand der GEW 
BERLIN für Tarifpolitik verantwortlich, 
wandte sich in seinem Statement sowohl 
an die TdL als auch an den GEW-Haupt-
vorstand: »Seit dem Jahr 2006 wird die 

schule, gegenüber der rbb-Abendschau 
die GEW-Positionen. Am ersten Streiktag 
in der Tarifauseinandersetzung um höhe
re Gehälter der Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst haben sich mehr als 2.200 
ErzieherInnen und Lehrkräfte beteiligt. 
An diesem Streikauftakt am 3. März waren 
die Beschäftigten aus dem Bereich Berufs-
bildung, Grundschule und ErzieherInnen-
berufe aufgerufen. Unsere Schwesterge-
werkschaft ver.di hatte außerdem noch 
die SchulhausmeisterInnen und Schulse-
kretärInnen sowie die bei ihr organisier-
ten ErzieherInnen mobilisiert. Für viele 
VertreterInnen der Hauptstadtpresse wa
ren die drei Tage aber leider vor allem 
ein Streik der Lehrkräfte – obwohl die 
Hälfte derer, die die Arbeit niederlegten, 
ErzieherInnen waren. Die Streikenden 
führten vor ihren Schulen dezentrale Ak-
tionen durch. Im Wedding trafen sich 
die Lehrkräfte und ErzieherInnen vor 
der Möwensee-Grundschule und warben 
bei Eltern um Verständnis. In Reinicken-
dorf organisierten die KollegInnen der 
Ernst-Litfaß-Schule ein Streikcafé. Und im 
Nachbarschaftshaus neben der Aziz-Ne-
sin-Grundschule trafen sich die Streiken-

GEWERKSCHAFT� blz | APRIL/MAI 2015

Wir wollen mehr!
Angestellte an Kitas, Schulen und Hochschulen streiken für eine bessere Bezahlung  
und gegen Kürzungen ihrer Betriebsrente

17.000 TeilnehmerInnen legten bei der Streikaktion am  11. März 2015 die Innenstadt lahm. � FOTO: C.V. POLENTZ/TRANSIT
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Heraus zum 1. Mai
DGB-Motto: »Die Arbeit der Zukunft gestalten wir«

 Jörg Tetzner, Leitung  
Vorstandsbereich Schule

von Jörg Tetzner

Das diesjährige DGB-Motto der Demon
strationen am 1. Mai »Die Arbeit der 

Zukunft gestalten wir!« versteht sich als 
Imperativ. Die Gewerkschaften vertreten 
Menschen, welche die Arbeit verrichten. 
Nur diese arbeitenden Menschen können 
in Zeiten der globalen Krise und von 
»Freihandelsabkommen« wie TTIP die 
gesellschaftliche Produktion auch in 
Richtung gesellschaftlichen Nutzens 
führen. Das ist notwendig, da die Nutz-
nießerInnen der Arbeit zunächst auf ih-
ren Partikularnutzen schauen und folg
lich Anstrengung und Ertrag immer noch 
voneinander getrennt sind. Hier entsteht 
der Auftrag für die Gewerkschaften zu 
verhindern, dass die sozial schwächer Ge
stellten gegeneinander ausgespielt werden. 

Der diesjährige 1. Mai ist ein Jubiläum. 
Aufgrund des Jubiläumscharakters kom-
men viele prominente Gewerkschafte-
rInnen nach Berlin. So auch der DGB-
Vorsitzende Reiner Hoffmann, der schon 
im Vorfeld auf die zu erwartenden Um-
bauprozesse in der Arbeitswelt hinwies. 

Die GEW Berlin wehrt sich gegen Ar-
beitszeitverlängerungen und höheren 
Arbeitsdruck durch neue Vorhaben. Sie 
steht für eine humane Bildung, die allen 
eine faire Chance auf Bildungsteilhabe 

gewährt. Das gilt insbesondere für Kin-
der von Flüchtlingen, sozial Schwachen 
und MigrantInnen. Sie steht für eine 
Schule, in der Menschen arbeiten kön-
nen, ohne davon krank zu werden. Sie 
steht für Bildungseinrichtungen, in de-
nen wir die pädagogische Sinnhaftigkeit 
unserer Arbeit erleben können. 

Um die von Reiner Hoffmann benann-
ten Umbauprozesse mitgestalten zu 
können, müssen die Gewerkschaften an 
Stärke gewinnen. Das geplante Gesetz 
zur Tarifeinheit hilft nach Meinung der 
GEW dabei nicht. Das DGB-Prinzip »Ein 
Betrieb, ein Tarifvertrag« ist sicher an-
zustreben, aber nicht als Gesetz, das am 
Ende die Streikfähigkeit einschränkt. Bei 
den anstehenden Tarifauseinanderset-
zungen behalten wir im Hinterkopf, 
dass jeder Streik irgendwann illegal war, 
der 1. Mai als Kampftag je nach Zeit und 
Ort ebenso.

Unterstützt uns! Kommt zur gemein-
samen Demonstration des DGB am 1. 
Mai 2015 um 10 Uhr zum Hackeschen 
Markt Richtung Spandauer Straße.�

GEW auf Bundesebene beim Thema Ein-
gruppierung hingehalten. Dass es jetzt 
Verhandlungen zwischen der TdL und 
der GEW gibt, ist den Streiks der Berliner 
Lehrkräfte zu verdanken. Es ist selbst-
verständlich, dass die Berliner Lehrkräf-
te dafür auch die Ernte einfahren wol-
len. Wir fordern eine Entgeltordnung, 
die Verbesserungen für alle enthält. Da-
bei darf es keine Verschlechterungen für 
die Berliner KollegInnen geben.« 

Streikaktion am 11. März 

Am Ende der Streikkundgebung verkün-
dete Siebernik den gemeinsamen Aufruf 
der Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes ver.di, GEW, GdP und IG BAU 
zur nächsten Streikaktion am 11. März 
2015, zu der der alle vom Tarifvertrag 
betroffenen Berliner Beschäftigten aufge-
rufen wurden. An jenem Mittwoch war 
der gesamte öffentliche Dienst in Berlin 
von unserem Streik betroffen. Falsch-
parkende konnten hoffen, ohne Knöll-
chen davonzukommen, Familien muss-
ten umdisponieren, um ihre Kinder ir-
gendwo unterzubringen und viele Schü-
lerInnen konnten sich über erheblichen 
Unterrichtsaufall freuen. Diesmal gin-
gen gut 9.000 GEW-Mitglieder auf die 
Straße, denn auch die Kita-Eigenbetrie-
be, weiterführende Schulen und die Be-
schäftigten der Hochschulen waren auf-
gerufen. Insgesamt folgten 17.000 Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes 
dem Streikaufruf der vier Gewerkschaf-
ten. Damit beteiligte sich ein Viertel 
mehr als beim Höhepunkt der Arbeits-
kampfmaßnahmen bei der Tarifausein-
andersetzung 2013. Auch dieser Streik 
endete wie schon 2013 auf dem Alexan-
derplatz. Udo Mertens verkündete bei 
diesem GEW-Wandertag dann gleich ei-
nen dritten Streiktag: Die Beschäftigten 
von fünf ausgewählten Berliner Schulen 
wurden zum Auftakt der dritten und 
entscheidenden Verhandlungsrunde ab 
16. März nach Potsdam aufgerufen. Ob 
die Ergebnisse dieser Verhandlungen ei-
nen weiteren groß angelegten Warn-
streik am 26. März nötig gemacht ha-
ben, war bei Druck dieser Ausgabe noch 
nicht bekannt.�

DIE MEDIEN IGNORIEREN DIE ERZIEHERINNEN

»Lehrer gehen in Berlin auf die Straße«, titelte die Morgenpost am 3. März 2015. Der 
Tagesspiegel titelte immerhin »Lehrer und Erzieher im Tarifkonflikt«. Die Zwischen-
überschrift  »Lehrer-Streik trifft 550 Schulen in Berlin« frustrierte allerdings wieder 
viele ErzieherInnen. Auch »Warnstreik der Berliner Lehrer« (Berliner Zeitung, 3. März) 
richtete den Fokus auf den Unterricht. Selbst die taz erwähnte die ErzieherInnen 
kaum. Zu Unrecht! Von den aufgerufenen bei der GEW organisierten ErzieherInnen 
streikten etwa 55 Prozent. Von den 2.600 organisierten Lehrkräften streikten 54 Pro-
zent. Die Streikbereitschaft ist also gleich hoch. Umso wichtiger war es mir im 
ARD-Morgenmagazin am 11. März zu betonen, welche Bedeutung die Betriebsrente 
für die ErzieherInnen hat. Bei einem monatlichen Nettoeinkommen von 1.700 Euro 
und einem künftigen Niveau der Rente von 43 Prozent droht Altersarmut. Diese Lü-
cke soll durch die Betriebsrente zumindest teilweise geschlossen werden. Doch die 
wollen die Arbeitgeber absenken. Dieselben Arbeitgeber übrigens, die die gesetzli-
che Rente soweit beschnitten haben, dass bereits jemand unterhalb eines Bruttover-
dienstes von 2.500 Euro – dem Gehalt einer Erzieherin im dritten Berufsjahr – auf 
staatliche Grundsicherung angewiesen ist.� Tom Erdmann

 Tom Erdmann, Presse-
sprecher der GEW BERLIN
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von Ulrich Thöne

Der Aufruf »europa-neu-begruenden«, 
den die Mitglieder des DGB Bundes-

vorstandes als ErstunterzeichnerInnen 
unterschrieben haben, fordert ein Ende 
der gescheiterten Austeritätspolitik. Hier 
handeln Wahnsinnige, um mit der Defini
tion von Albert Einstein zu sprechen, 
denn es soll immer wieder das Gleiche 
getan werden, obwohl das längst ge-
scheitert ist, angeblich werden jetzt bes
sere Ergebnisse erhofft. Statt weiterer 
Kürzungsdiktate fordern die Gewerk-
schafterInnen eine europäische Investi-
tions- und Beschäftigungsinitiative in 
Form einer »demokratische(n) Initiative 
von unten für wirtschaftlichen Wieder-
aufbau und mehr soziale Gerechtigkeit«.

Informations- und Solidaritätsabend

Die Mitglieder der AG Bildungsfinanzie-
rung in Berlin wollen diesen Appell »für 
einen politischen Kurswechsel in Euro-
pa« aufnehmen und weitertragen. Wir 
haben deshalb einen Informations- und 
Solidaritätsabend vorbereitet. Im Mittel-
punkt soll die Vorführung des Films »Wer 
rettet wen« stehen, in dem die Krise als 
Geschäftsmodell auf Kosten von Demo-
kratie und sozialer Sicherheit dokumen-
tarisch beleuchtet wird. Im Anschluss 
wollen wir mit der Regisseurin Leslie 
Franke und dem Autor des Films, Herdo-
lor Lorenz, über das Gesehene diskutie-
ren. Dabei haben wir die Hoffnung, dass 
sich aus dieser Diskussion eine Form 
für eine dauerhaftere, organisierte Form 
der Solidaritätsarbeit für einen Politik-
wechsel in Europa ergibt.

Viele GriechInnen haben mit ihrer 
Stimme zur Neuwahl des griechischen 
Parlaments Europa politisch ziemlich 
verändert. Es gibt jetzt eine Regierung, 
die erklärt, alles zu tun, um das von der 
Troika verhängte brutale Kürzungs- und 

werden wir betrogen und können die 
List nicht gleich erkennen.

Das sollten alle wissen

Zum Ersten sind die »Hilfen« für Grie-
chenland bei den wirklich Hilfsbedürfti-
gen gar nicht angekommen. Der Löwen
anteil dieses Geldes wurde an europäi-
sche, allen voran an französische und 
deutsche private Banken, Versicherun-
gen und Investmenthäuser gezahlt, weil 
sie 2009 in der spekulativen Annahme 
auf hohe Gewinne fast alle Anleihen des 
griechischen Staates besessen haben. 
Bekanntlich ist die Spekulationsblase 
geplatzt, aber zahlen wollen die Speku-
lantInnen dafür nicht. Warum auch, 
wenn die »europäische SteuerzahlerIn« 
einspringt?

Zum Zweiten werden wir über Alterna-
tiven bewusst nicht aufgeklärt und 
schon gar nicht für deren Durchsetzung 
mobilisiert. Martin Schulz, der europäi-
sche Parlamentspräsident, nennt den 
Betrag von einer Billion Euro, also 1.000 
Milliarden, als geschätzte Summe für 
Steuerbetrug und Steuerhinterziehung 
im Euro-Raum. Wann hat es jemals eine 
entschlossene und nennenswerte Initia-
tive gegeben, dieses mit hoher kriminel-
ler Energie vorenthaltene Geld einzu-
treiben? Stattdessen bringt die SPD 
nicht einmal mehr den Mut zu der For-
derung auf, die Wiedereinführung der 
Vermögenssteuer zu verlangen.

Und zum Dritten beschreibt der Auf-
ruf: »Ein Drittel der griechischen Bevöl-
kerung lebt in Armut, soziale Absiche-
rungen wurden massiv geschwächt, der 
Mindestlohn um 22 Prozent gesenkt, 
das Tarifvertragssystem und andere 
Schutzrechte für noch Beschäftigte de-
montiert und ausgerechnet die unteren 
Einkommensgruppen wurden zusätzlich 
steuerlich belastet. Die Arbeitslosigkeit 
liegt jetzt bei 27 Prozent, unter Jugend-
lichen sogar bei über 50 Prozent. Vielen 
Menschen fehlen ausreichende Mittel 
für Nahrung, Strom, Heizung und Woh-
nung. Ein großer Teil der Bevölkerung 
hat keine Krankenversicherung mehr 
und bekommt nur noch in Notfällen Zu-
gang zur ärztlichen Versorgung.«�

Privatisierungsprogramm zu Fall zu 
bringen. Endlich traut sich das jemand. 
Die Abkehr von der Kürzungsorgie im 
Interesse der Reichen und Mächtigen ist 
nicht nur für viele GriechInnen buch-
stäblich überlebensnotwendig. Sie ist 
auch eine zentraler Punkt für die Zu-
kunft aller EuropäerInnen.

Sicher, es sind 240 Milliarden Hilfsgel-
der an Griechenland geflossen – bezahlt 
aus den Kassen der europäischen Steuer
zahlerInnen, also auch unserer. Mit die-
sen Zahlungen werden dann bei uns 
weitere Streichungen öffentlicher Leistun
gen begründet. Klar, dass da die Angst 
umgeht, noch heftigere Kürzungen hin-
nehmen zu müssen, wenn sich Griechen
land erfolgreich gegen die Troika weh-
ren könnte. Aber wie beim Hütchenspiel 

EUROPA� blz | APRIL/MAI 2015

Griechenland nach der Wahl 
Die Abkehr von der Kürzungsorgie ist nicht nur für viele 
GriechInnen überlebensnotwendig, sondern sie ist wichtig für 
die Zukunft aller EuropäerInnen
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 Ulrich Thöne, für die AG 
Bildungsfinanzierung der 

GEW BERLIN

Der Film »Wer rettet wen?« wird am 15. April 
2015 um 18 Uhr gezeigt. Danach gibt es eine 
Diskussion. Zum Film erscheint im Mai 2015 
auch dieses Buch mit Analysen, Interviews 
und Alternativen.
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DAS BUCH UND HÖRBUCH ZUM FILM JETZT ÜBERALL IM HANDEL 

/WINNETOUSSOHNDERFILM/WINNETOUSSOHNDERFILMWWW.WINNETOUSSOHN.WELTKINO.DE | WWW.WINNETOUSSOHN.WELTKINO.DE | 

DAS BUCH UND HÖRBUCH ZUM FILM JETZT ÜBERALL IM HANDEL DAS BUCH UND HÖRBUCH ZUM FILM JETZT ÜBERALL IM HANDEL DAS BUCH UND HÖRBUCH ZUM FILM JETZT ÜBERALL IM HANDEL 

WELTKINO PRÄSENTIERT „WINNETOUS SOHN“  EINE KINDERFILM PRODUK TION IN KOPRODUK TION MIT ZDF & KIKA  LORENZO GERMENO  TRISTAN GÖBEL  CHRISTOPH LETKOWSKI  ALICE DWYER  KATHARINA MARIE SCHUBERT  TYRON RICKET TS  MIT UWE OCHSENKNECHT & ARMIN ROHDE  U.A.  CASTING ANNEKATHRIN HEUBNER, BVC  MASKE ASTRID LEHMANN  KOSTÜM SONJA HESSE  SZENENBILD ANGELICA BOEHM  
PRODUK TIONSLEITUNG KLAUS SCHMUTZER  HERSTELLUNGSLEITUNG RENÉ BEINE  ORIGINALTON ANDREAS KLUGE  SOUND DESIGN SEBASTIAN SCHMIDT  MISCHUNG OLAF MEHL  MUSIK ZIMMERMITAUSSICHT – GARY MARLOWE & DANIEL HOFFKNECHT  SCHNIT T ANKE BERTHOLD  BILDGESTALTUNG IAN BLUMERS  REDAK TION JÖRG VON DEN STEINEN, ZDF & STEFAN PFÄFFLE, KIKA  PRODUCER PAUL MARKURT

DREHBUCH BRINX / KÖMMERLING  PRODUZENTIN INGELORE KÖNIG  REGIE ANDRÉ ERKAU  GEFÖRDERT DURCH MIT TELDEUTSCHE MEDIENFÖRDERUNG  FILMFÖRDERUNG HAMBURG SCHLESWIG-HOLSTEIN  FILMFÖRDERUNGSANSTALT  DIE BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FÜR KULTUR UND MEDIEN  DEUTSCHER FILMFÖRDERFONDS & FILMFERNSEHFONDS BAYERN

KINO-VORSTELLUNGEN FÜR KINDERGRUPPEN UND SCHULKLASSEN SIND MÖGLICH. WENDEN SIE SICH GERNE AN IHR WUNSCHKINO VOR ORT.

DERBESONDEREKINDERFILM

EIN FILM VON ANDRÉ ERKAU
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TORSTEN BIRTE GENERAL WINNETOU
SHERIFF EVI GEORGE



26

von Lisa Reimann *

Der eine Lehrer ist von inklusiver Bil-
dung begeistert, die andere Lehre-

rin genervt. Während sich manche Kol-
legen für Inklusion engagieren, wollen 
andere, das alles bleibt wie es ist. Beim 
Thema »inklusive Bildung« zeigt sich die 
Einstellung der Lehrerschaft zur großen 
bildungspolitischen Debatte. Eine Typo-
logie.

Der Hardliner: Als 30 jahrelanges Mitglied 
im Deutschen Philologenverband kann 
er sich nicht vorstellen, dass ein Schüler 
mit Behinderung in seiner Klasse sitzt. 
Wozu gibt es denn Förderschulen? In-
klusion ist für ihn sowieso nur Sozialro-
mantik. Wer seinem leistungsorientierten 

dieser Lehrertyp kritisiert das System, 
wann immer er kann. Der Deutschunter-
richt für die Mittelstufe findet im Café 
und die Philosophiestunde mit Kissen 
am Boden statt. Ein Schüler mit Behin-
derung? Bitteschön, ein weiteres Kissen 
ist im Schrank. Der Systemgegner freut 
sich über jede neue Schülerin und jeden 
neuen Schüler – ob behindert oder nicht 
– völlig egal. Ein gegliedertes Schulwe-
sen ist für ihn der Keim für Ungerechtig-
keit. Deshalb sind bei ihm alle willkom-
men. Freude und Eigenverantwortung 
stehen bei ihm an erster Stelle, dafür 
hinkt er dem Lehrplan auch gerne hin-
terher.

Die Begeisterte: Von Inklusion hat sie erst 
spät erfahren, fand die Idee aber gleich 
spitze. Innerhalb kürzester Zeit las sie 
sich in Methoden inklusiver Pädagogik 
und Didaktik ein, besuchte Fortbildun-
gen und Fachtagungen und warb bei 
Kollegen für die Inklusionsidee. Wann 
immer ein Kollege meinte, der Unter-
richt mit Schüler X mit Behinderung 
funktioniere nicht, zählte sie zehn Me-
thoden und pädagogische Interventio-
nen auf, wie es doch funktionieren kön-
ne. Nach Schulschluss bastelt sie Rechen
ketten oder näht Sitzkissen. Weder an-
gespuckt zu werden, noch die Kritik der 
Kollegen, noch die fehlenden Ressour-
cen halten sie von ihrem Vorhaben ab, 
Inklusion umzusetzen.

Der Traditionelle: Dieser Sonderpädagoge 
hat Sonderpädagogik studiert, weil er 
gerne mit »besonderen Kindern« in Son-
derschulen arbeitet. Er ist Mitglied im 
Verband Sonderpädagogik und mag 
ganz besonders Sondersysteme für 
»Ausgesonderte«. Hätte er etwas ande-
res gewollt, hätte er etwas anderes stu-

Unterricht nicht folgen kann, muss eben 
dahingehen, wo er unter »Seinesgleichen« 
ist. Als Gymnasiallehrer für Latein und 
Geschichte wäre eine Abkehr vom lang-
widrigen Frontalunterricht ein Verrat an 
… ja an was eigentlich? Nicht »was nicht 
passt, wird passend gemacht« ist sein 
Motto, sondern »was nicht passt, muss 
die Schule wechseln«.

Das Urgestein: Gemeinsamen Unterricht 
praktizierte sie bereits als das Wort In-
klusion noch völlig unbekannt war. Sie 
kämpfte gemeinsam mit Eltern gegen 
Schulbehörden für den ersten Schulver-
such »Integration« der Stadt und war 
sich von Anfang an sicher, dass das der 
bessere Weg ist. Von manchen Kollegen 
belächelt und von manchen Schulrat ge-
mieden, engagierte sie sich auch für die 
Integration von Schülern mit so genann-

ter »schwerer Mehrfach-
behinderung«. Die Be-
dingungen waren da-
mals alles andere als 
einfach, aber Inklusi-
on beginnt bekannt-

lich im Kopf. »Wo 
ein Wille ist, ist 
auch ein Weg«. In 
aktuellen Inklusi-

onsdebatten spielt 
sie gerne den al-

ten Hasen 
»Ach, das ha-
ben wir schon 

in den 80ern 
so gemacht…«.

Der Systemgegner: 
Noten, Schulbe-
ginn um 8 und 
das starre Aus-
wendiglernen – 
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Welchen Lehrertyp  
im Inklusionsprozess kennen Sie?
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diert. Inklusion geht für ihn zu Lasten 
der Sonderschüler, denn er kann sich 
(trotz der Studien) nicht vorstellen wie 
seine Schützlinge an Nicht-Sonderschu-
len zurecht kommen können. Er ist fest 
davon überzeugt: Kinder mit Behinde-
rungen brauchen die Sonderschule als 
Schutzraum. Hier werden sie geschont. 
Das muss richtig sein, denn das war 
schon immer so.

Der Bequeme: Dieser Lehrer ist vor allem 
wegen der Schulferien und den Arbeits-
zeiten Lehrer geworden. Er unterrichtet 
die Fächer Sport und Musik und hat die 
Nachmittage am Liebsten frei. Der Inklu-
sion stand er zuerst skeptisch gegenüber, 
da er Mehrarbeit befürchtete. Als dann 
die Sonderpädagogin mit in die Klasse 
kam und einen Teil des Unterrichts 
übernahm, war er zufrieden. Er schaute 
sich ein paar Methoden ab und sparte 
sich so die Fortbildung. Während der 
Gruppenarbeit und während »Lernen an 
Stationen« konnte er sogar einen Blick 
in die Zeitung werfen, während Sonder-
pädagoge und/oder Integrationshelfer 
die Kinder unterstützten. Dafür nimmt 
er die ein oder andere Schulstunde ohne 
zusätzliche Lehrkraft gerne in Kauf.

Der Zwangsneurotiker: Nur klare Struktu-
ren geben diesem Lehrertyp Halt und Si-
cherheit. Weiße Socken liegen in der 
weißen Sockenkiste, grüngestreifte Unter
hosen in der dafür vorgesehenen Kiste für 
grüngestreifte Unterhosen und schwarze 
Kugelschreiber in dem Stiftehalter für 
schwarze Kugelschreiber. Kleinste Ab-
weichungen lassen diesen Lehrertyp pa-
nisch werden. Etwas schlimmeres als In-
klusion kann diesem Lehrer gar nicht 
widerfahren. Denn bisher besuchten För
derkinder Förderschulen, Professorenkin
der Gymnasien und Ayşes und Mandys 
Sekundarschulen. Mit der Zwangsverset-
zung an eine Gesamtschule ist er nur 
knapp einem Nervenzusammenbruch ent
kommen. Um in seiner jetzigen Inklusi-
onsklasse nicht völlig durchzudrehen 
setzt er Kinder mit schwarzen Kapuzen
pullis zu einer Arbeitsgruppe, Kinder 
mit Jeans zu einer weiten Arbeitsgruppe 
und Kinder mit weißen Socken zu noch 
einer Arbeitsgruppe zusammen. Der Vor-
teil: Die Lerngruppen sind bunt ge-
mischt und bereichern sich gegenseitig.

Die Gewerkschaftlerin: Inklusion steht für 
sie nicht zur Diskussion, aber die Bedin-
gungen müssen auch stimmen. Es fehlt 
an zusätzlichen sonderpädagogischem 

Personal, an geeigneten Räumlichkeiten 
und an Integrationshelfern. Dafür muss 
gekämpft werden. Am besten gemein-
sam. Sie wirbt bei Kollegen für die Mit-
gliedschaft der Lehrergewerkschaft und 
legt sich in politischen Gremien und 
Runden Tischen mit Schulräten und Po-
litkern an. Ein Tinnitus und zwei Hör-
stütze halten sie nicht auf, sich für bes-
sere Arbeitsbedingungen in der Inklusion 
einzusetzen. Die goldene Ehrennadel der 
Gewerkschaft trägt sie sogar am Wochen
ende.

Der Besorgte: Dieser ängstliche Lehrertyp 
lässt sich eher von Ängsten leiten als 
von empirischen Befunden. »Ja, werden 
dann nicht Massen von Förderschülern 
an unsere Schule kommen?«, »Werden 
die nichtbehinderten Kinder nicht be-
nachteiligt?« und »Kostet das nicht alles 
viel zu viel?« sind permanente Fragen, 
die er sich stellt. Damit die Ängste nicht 
kleiner werden, vermeidet er auch den 
Besuch von Informationsveranstaltun-
gen oder das Lesen von Fachbeiträgen. 
Von der UN-Behindertenrechtskonventi-
on hat er noch nichts gehört. Es gelingt 
ihm jedes Schuljahr, sich vor dem Un-
terricht in Inklusionsklassen zu drü-
cken. Auch privat kennt er niemanden 
mit Behinderung. Nachts im Bett fürch-
tet er sich vor der Zukunft. »Wie soll das 
alles nur werden?«

Der Ehrgeizige: Diese Lehrer versucht alles 
aus seinen Schülern rauszuholen. Mate-
rialien und Methoden sind immer nach 
den neusten Erkenntnissen vorhanden, 
zur Not finanziert er sie auch selbst. Be-
sonders die Technik hat es ihm angetan. 
Lernen am PC, Tablets oder Power-Point-
Präsentationen sind gern gesehen. In-
klusion ist nur eine von vielen Heraus-
forderungen, die er sich gern stellt. 
»Wow, was kann der Talker noch?« oder 
»Den E-Rollstuhl könnten wir doch mit 
dem Smartphone verbinden« machen 
den inklusiven Unterricht zu einem ech-
ten Gewinn. Auch pädagogisch gibt es 
für ihn immer eine Lösung.�

* Wir bedanken uns für die Nachdruckgenehmigung. 
Lisa Reimann ist Verbreiterin von vorurteilssensiblen 
Ansätzen für die inklusive Praxis, ehrenamtliche Vor-
standsvorsitzende BDP Integrationsprojekt e.V., hat 
einen Master in Pädagogik und betreibt das Internet-
portal http://inklusionsfakten.de, wo wir auch diese 
Glosse gefunden haben. Aus Gründen der künstle-
rischen Freiheit gendern wir diesen Text ausnahms-
weise nicht.
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von Caroline Muñoz del Rio

Sie lächeln nicht, nein, sie strahlen. 
Aufgeregt wuseln sie zwischen den 

ankommenden ZuschauerInnen hin und 
her. Ihre freudige Nervosität überträgt 
sich. Ich bin gespannt, was ich gleich se-
hen werde. Niemand käme auf die Idee, 
dass diese glücklichen Jugendlichen 
erst vor wenigen Monaten vor Krieg, Ge-
walt und Folter geflohen sind. 

Heute zeigen syrische SchülerInnen der 
Sprachlernklasse der Carl-Zeiss-Oberschu
le ihre Geschichte in einem selbstge-
schriebenen Theaterstück. Der Schullei-
ter Stephan Zapfe begrüßt die rund 200 
ZuschauerInnen und benennt in seiner 
Rede die zwei Ziele des Theaterstücks: 
Zum einen ein deutliches Zeichen für 

tion für die Jugendlichen beim Deutsch 
lernen.

SchülerInnen aus verschiedenen Kursen 
des Fachbereichs Darstellendes Spiel 
kümmern sich um Licht- und Tontech-
nik. Bevor das Stück beginnt, tragen sie 
Erlebnisse der syrischen Jugendlichen 
während des Krieges und der Flucht vor. 
Die blz hatte diese Texte in ihrer Febru-
ar-Ausgabe »Geflüchtete Kinder« abge-
druckt. Die Lesung endet mit den Wor-
ten: »Ganz viel Applaus würde uns sehr 
glücklich machen. Bitte halten Sie auch 
Taschentücher bereit.« 

Endlich geht es richtig los. Das Stück 
zeigt zwei befreundete Familien, eine 
Generalsfamilie und eine, die in ärme-
ren Verhältnissen lebt. Zu Beginn feiern 
sie noch fröhlich gemeinsam das Zucker
fest, doch die verschiedenen Meinungen 
über den Präsidenten entzweien die Fa-

Frieden, Freiheit, Toleranz, Gerechtigkeit 
und Menschlichkeit zu setzen. Zum an-
deren geht es konkret um die Erlebnisse 
von Bushra, Farah, Marah, Lana, Maran, 
Khaled, Feras, Majd, Oday, Youssef und 
Marijan. Die fünf Mädchen und sechs 
Jungen haben Schreckliches erlebt. Die-
ses Stück soll ihnen dabei helfen, das 
Erlebte zu verstehen und zu überwin-
den. In diesem Sinne war der Weg, die 
Entwicklung des Stückes, das Ziel. Es 
hat Heilungsprozesse unterstützt. Die 
SchülerInnen konnten neue Kräfte ge-
winnen, sich freispielen. Die stellvertre-
tende Schulleiterin Monika Braun ist die 
Lehrerin der Klasse, sie hat das Stück 
mit den syrischen SchülerInnen einstu-
diert und bringt ihnen Deutsch bei. Ab-
gesehen von der wichtigen Auseinander-
setzung mit ihrem Schicksal war die an-
stehende Aufführung eine große Motiva-

Bitte halten Sie auch Taschentücher bereit
Geflüchtete Jugendliche an der Carl-Zeiss-Oberschule erzählen ihre Geschichte über den  
syrischen Bürgerkrieg in einem Theaterstück 

Szene aus dem Theaterstück »Leben: Im Krieg stirbt die Wahrheit zuerst« von und über geflüchtete Jugendliche. � FOTO: RALF SCHIWECK



29APRIL/MAI 2015 | blz� SERVICE

milien. Klagen über Armut erscheinen 
der reicheren Familie als Kritik an der 
Politik. Die Lage spitzt sich zu. 

Eine Szene wird plötzlich ernst. Der 
junge Student, der sich kritisch über das 
Regime äußerte, wird verhaftet, in das 
Foltergefängnis in Adra gebracht, an ei-
nen Kleiderständer festgebunden, vom 
General verprügelt, angeschossen und 
kommt dann »in den Mülleimer«.

Während der Um-
baupausen tragen 
die SchülerInnen der 
DS-Kurse Gedichte 
über den syrischen 
Bürgerkrieg vor. Mo-
nika Braun erzählte, 
dass es den syri-
schen Jugendlichen 
viel Freude bereitet 
habe, sich mit diesen 
Gedichten im Unter-
richt auf Deutsch 
und Arabisch zu beschäftigen. Vielleicht 
wäre es an dieser Stelle sinnvoll gewe-
sen, zumindest einen Teil der Gedichte 
auch auf Arabisch vorlesen zu lassen. 

Nach einer Pause öffnet sich der Vor-
hang und die ZuschauerInnen bekommen 
ein Schlachtfeld präsentiert. Der Bürger-
krieg ist ausgebrochen, hat alles und je-
den zerstört. Langsam erheben sich die 
Verletzten, sich gegenseitig stützend, 
schleppen sie sich von der Bühne. Der 
General streckt sich unter Schmerzen 
und ruft laut: »Ich bin immer noch da – 
noch nicht getötet.« Wie die Jugendli-
chen, die das Stück spielen. Sie sind 
noch da. Und sie leben. 

Dann geht es plötzlich schnell. Die 
Flucht wird angedeutet. Einer kleinen 
Gruppe Frauen wird vom Schlepper Geld 
entrissen. Koffer bleiben zurück. Der 
Vorhang fällt. Verschiedene Radiobeiträge 
über Katastrophen von Fliehenden rufen 

uns Bilder in den Kopf. Der Vorhang öff-
net sich ein letztes Mal. Die Frauen er-
reichen die Grenze Deutschlands: »Wir 
kommen aus Syrien!« Mauern werden 
zur Seite geschoben. »Kommt, kommt, 
wir helfen euch!«, sagen die deutschen 
Grenzbeamten freundlich. 

Fröhliche Musik spielt, in einer Reihe 
tanzend und klatschend schreiten sie 
nach vorne: Zuckerfest in Deutschland, 

ohne Angst und Gra-
naten. Das Publikum 
jubelt und klatscht 
minutenlang. Wie ei-
ne Siegestrophäe hal-
ten zwei Schüler ei-
nen Blumenstrauß in 
die Höhe »Danke für 
Frau Braun!«. 

Ich gehe nachdenk
lich nach diesem 
Abend nachhause, ich 
habe heute glückli-

che Kinder gesehen, damit hatte ich 
nicht gerechnet. Kinder, die keine passi-
ven Opfer mehr sind, sondern aktiv ihr 
Leben mitgestalten können und wollen, 
so wie sie dieses Stück gestaltet haben. 
Das ist großartig und macht viel Hoff-
nung. Diese Jugendlichen können uns 
ein Vorbild sein. Ich hoffe, sie bleiben 
bei uns. 

Dieses Theaterstück ist ein gutes Bei-
spiel dafür, wie Schule bewusst und po-
sitiv mit der Integration von geflüchte-
ten SchülerInnen umgehen kann. Es wä-
re schön, wenn das Inspiration auch für 
andere wäre. �

 Caroline Muñoz del Rio, 
leitende Redakteurin  

der blz

»Das ist großartig und 
macht viel Hoffnung. 
Diese Jugendlichen 

können uns ein Vorbild 
sein. Ich hoffe, sie  
bleiben bei uns.«

Caroline Muñoz del Rio von der blz (links) mit Schauspielerinnen des Theaterstücks
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von Gabriele Frydrych

Dirndl, Holzschuhe, fliegende Röcke, 
dralle Mädels, stramme Männerwa-

den, ältere Herrschaften, nur betrunken 
zu ertragen, Faschismus – das fällt vie-
len spontan zum Begriff »Volkstanz« 
ein. Aber im Urlaub wehmütig zusehen, 
wenn griechische Männer vorm Sonnen-
untergang Hassapikos tanzen, wenn auf 
einer türkischen Hochzeit alle ohne 
Ausnahme beim Halay Spaß haben. Oder 
auf Dorffesten in Frankreich, Schweden 
und Spanien erstaunt konstatieren, dass 
in anderen Ländern Volkstanz nicht 
ideologisch kontaminiert ist und Jung 
und Alt sichtlich Freude macht. Aber da 
ist es ja auch »Folklore«, kein spießiger 
»Volkstanz«. Der Begriff »Folklore« ruft 
eher solche Assoziationen hervor wie: 
Live-Musik, Fest, Gemeinschaft, Fröh-
lichkeit.

Freude und Spaß versprechen sich 
auch die AchtklässlerInnen, die unge-
duldig vor der Aula warten. Sie wollen 
Unterricht – und zwar sofort! Ein »ver-
haltensorigineller« Schüler sagt zur Leh-
rerin, die den Ghettobluster anschleppt: 
»Wann tanzen wir endlich? Dafür bin ich 
extra in die Schule gekommen!« Von so 
einer positiven Erwartungshaltung be-
richten viele KollegInnen, die seit Jah-
ren »Tänze aus vielen Ländern« unter-
richten – in Musik oder Sport, im Wahl-
pflichtunterricht oder im Rahmen einer 
Arbeitsgemeinschaft. Und das in einer 
bemerkenswerten Vielfalt: Tänze aus Is-
rael, Rumänien, Russland, Schottland, 
Armenien, Ungarn, Serbien und und 
und. Tänze im Kreis, in Reihen, in Gas-
sen und paarweise. Tänze zu Panflöten, 
Steel-Drums, Bouzoukis und Balalaikas. 

rum kämpfen, damit die Kinder sich 
überhaupt anfassen. Etliche Lehrkräfte 
berichten, dass ihre Gruppen beim Tan-
zen wie ausgewechselt seien. Sie gehen 
nett und weniger aggressiv miteinander 
um und mahnen sich gegenseitig zur 
Ruhe, damit der Unterricht weitergeht. 
In tanzenden Klassen wird das Verhält-
nis zwischen Jungen und Mädchen mit 
der Zeit unverkrampfter und lockerer. 
Die Klassengemeinschaft verbessert 
sich deutlich. Im Musikunterricht lassen 
sich beim Tanzen musikalische Grund-
kenntnisse weitaus schneller und effek-
tiver vermitteln als durch eine klassi-
sche Querflöten- oder Geigenausbildung 
der Lehrkraft. Mittlerweile gehört Tan-
zen in Berlin zur Ausbildung von Musik-
lehrerInnen. 

Tanzen verbindet Menschen und stärkt 
Körper und Seele, aber nicht nur das

»Kein gesunder Mensch tanzt!«, hat an-
geblich Cicero gesagt. Heute würden 
ihm MedizinerInnen, TanzpädagogInnen 
und alle, die gern tanzen, energisch wi-
dersprechen. Tanz dient der Gesund-
heit, ist gut für Körper und Seele. Im 
Grunde ist jede Art der Bewegung nütz-
lich. »Tanzen ist Leben«, erklärt Gunter 
Kreutz, Musikkognitionsforscher an der 
Uni Oldenburg. Tanz bringt die Genera-
tionen und Geschlechter zusammen. 
Tanz ist gut fürs Selbstbewusstsein, 
schult Koordination, Rhythmusgefühl 
und Schnelligkeit. Tanz entspannt, tut 
der Psyche gut und wirkt gegen Alltags-
stress. Wer musiziert, singt und tanzt, 
verbessert die verbale Merkfähigkeit. 
Tanzen wird gern unterschätzt, dabei 
beansprucht es Motorik, Aufmerksam-
keit, Langzeit- und Kurzzeitgedächtnis. 

Square Dance, Line Dance, Rounds, Mi-
xer, Debkas, Horas, Quadrillen. Es ist 
durchaus auch mühsam, Kinder zu Tän-
zen zu bewegen, mit denen sie sich von 
allein nicht befassen würden. Aber frei-
willig würde auch kaum eine SchülerIn 
»Emilia Galotti« lesen oder »Die vier 
Jahreszeiten« hören… 

Tanzunterricht lohnt sich

Am liebsten tanzen Kinder und Jugend-
liche zu »ihrer aktuellen Musik« und 
denken sich selber Choreographien da-
zu aus. Aber es ist verblüffend, wie 
stolz sie sind, wenn eine Square-Forma-
tion (zu Musik der 50er Jahre) das erste 
Mal klappt. Beim Square Dance müssen 
vier Paare gemeinsam »funktionieren« – 
eine Teamarbeit im wahrsten Sinne des 
Wortes. Etliche Tänze aus Griechenland, 
Armenien oder Israel werden mit der 
Zeit solche Ohrwürmer, dass sie jede 
Stunde gewünscht werden. Das gemein-
same Erleben bei einem Kreistanz lässt 
viele SchülerInnen, so kitschig es klingt, 
dermaßen strahlen, wie sie es beim Ein-
zeltanz in Formationen nie tun. Aller-
dings muss man anfangs ein wenig da

SERVICE� blz | APRIL/MAI 2015

Stramme Waden,  
dralle Mieder
Tanzen ist viel mehr als das. Tanzunterricht kann 
SchülerInnen auf den verschiedensten Ebenen stärken  
und gehört in den Schulalltag

TANZEN SEHEN

•  Am 1. Mai 2015 werden im Britzer 
Garten jede Menge internationale Tän-
ze vorgeführt. Ab 12.30 Uhr auf der 
Bühne am See. 
•  Die Großveranstaltung »Tanz in der 
Schule – Tänze aus aller Welt« findet in 
diesem Jahr am 23., 24. und 25. Juni 
jeweils ab 16.30 Uhr in der Sporthalle 
Schöneberg statt.
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Und natürlich ist es nicht nur für Kinder 
und Jugendliche wichtig, sondern auch 
für Erwachsene. Nicht ohne Grund er-
scheinen in Berliner Fortbildungskreisen 
regelmäßig auch Folklorefans, die gar 
keine Tanzgruppen (mehr) leiten und 
nicht mehr im Schuldienst sind, aber 
denen Tanzen in einer großen Gruppe 
einfach Freude macht. Tanz kann Thera-
pie und Heilmittel bei etlichen Krank-
heiten sein. Beispielsweise wird das De-
menzrisiko im Alter durch Tanzen um 
75 Prozent reduziert.

In der Schule merkt man den Bewe-
gungsmangel heutiger Kinder in Sport 
und beim Tanzen besonders deutlich. 
Manche können nicht rückwärts laufen 
oder klagen schon bei einer einzigen 
Drehung über Schwindelgefühle. Ein 
flotter israelischer Kreistanz – und sie 
sinken erschöpft auf die Bank. Vielen 
Kindern und Jugendlichen liegt geziel-
tes Üben nicht, sie geben sich schnell 
mit scheinbaren Erfolgen zufrieden. 
Beim Tanzen lernen sie auch Ausdauer 
und Beharrlichkeit.

Das gibt es nur in Berlin! 

Ihren Höhepunkt findet die kontinuierli-
che Arbeit der »TanzmeisterInnen« bei 
den Musischen Wochen: »Tanz in der 
Schule – Tänze aus aller Welt.« In die-
sem Juni zum 41. Mal. In der Sporthalle 
Schöneberg tummeln sich an drei Nach-
mittagen rund 2000 Kinder und Jugend-
liche aus 70 Berliner Grund- und Ober-
schulen. »Gastgruppen« reisen aus 
Brandenburg, Bayern und Niedersach-
sen an. Hier findet Inklusion behinder-
ter SchülerInnen ohne große Proklamati-
onen statt. Dieses große Tanzfest ist 
bundesweit einmalig. Eigentlich schade, 

ten, die seit Jahrzehnten an Berliner 
Schulen tanzen (lassen), sondern Profi-
tänzerInnen, die kurzzeitige Modern-
Dance-Projekte anbieten, die von den El-
tern bezahlt werden müssen. Ohne an-
dere Tanzarten abwerten zu wollen: 
Kann man nicht erst dann improvisie-
ren, wenn man solide Grundkenntnisse 
hat? Entwickeln sich beim Modern Dan-
ce dieselben Gruppenerlebnisse, Dinge 
wie Toleranz und Gemeinschaftsgefühl, 
wenn jeder für sich allein tanzt? Schade, 
dass spektakuläre und kurzfristige Pro-
jekte oft mehr gefördert und anerkannt 
werden als die kontinuierliche alltägli-
che Kleinarbeit in den Schulen. Wie so 
oft, wird auch beim Tanz die Divergenz 
zwischen Spitzensport und Breitensport 
deutlich. Die öffentlichkeitswirksamen 
Projekte täuschen auch galant darüber 
hinweg, wie radikal kreative Schulfächer 
gekürzt worden sind.

Bewegung ist wichtig. Tanz ist eine 
Form von Bewegung, die vielfältigste 
positive Auswirkungen hat. Gerade der 
gebundene Tanz mit seinen festen For-
men ist für die Schule besonders geeig-
net. Er muss im Schulalltag und in den 
Lehrplänen verankert werden. Förde-
rung verdient auch und vor allem die 
alltägliche kontinuierliche Arbeit, nicht 
nur das spektakuläre Show-Vorhaben 
einzelner (sicher sehr verdienter) Künst-
lerInnen, die in punktuellen Projekten 
zeitgenössischen Tanz anbieten. Das ist 
ungefähr so, als würde man den Litera-
turunterricht streichen und ab und zu 
eine SchriftstellerIn in die Klassen ho-
len, die etwas vorliest oder ein bisschen 
kreatives Schreiben anbietet.�

Tipps und Informationen
• Beim LISUM gibt es unter »regionale Fortbil-
dungen« nur noch Einzeltermine, bei denen Tanz ver-
mittelt wird. Kurse, die seit vielen Jahren wöchentlich 
stattfinden, sind nun bei der Landesarbeitsgemein-
schaft Tanz Berlin (LAG Tanz) verzeichnet: www.lag-
tanz-berlin.de Stichwort TidSch = Tanz in der Schule. 
Nähere Informationen, auch über Tanzfahrten: Birgit 
Rößner, Tel. 030 744 39 64, birgit.roessner@web.de
• Tanzseminare bietet auch der Arbeitskreis für 
Schulmusik an: www.afs-musik-berlin.de
• Wer sich für Tänze aus vielen Ländern interessiert: 
Vorsitzende der LAG Tanz Berlin, Dr. Ingrid Krause, Tel. 
815 86 42, eveline.krause@lag-tanz-berlin.de

dass es dabei immer so friedlich zugeht 
– die Presse würde sicher häufiger mal 
vorbeischauen, wenn es ein paar Prügel-
eien und Verletzte gäbe. Aber 2000 Kin-
der, die gemeinsam Folklore tanzen? 
Nicht spektakulär genug, zu langweilig, 
wenn kein Stardirigent und keine Star-
choreographin es initiiert haben, son-
dern nur einfache LehrerInnen. Und da-
bei geschieht hier gerade das, was Bil-
dungsexpertInnen und JournalistInnen 
ständig fordern: Teamarbeit, Toleranz, 
Integration, multikulturelle Annähe-
rung. Alle können mitmachen, niemand 
wird wegen falscher Körpermaße oder 
ungeschickter Schritte aussortiert. Es 
geht nicht um Wettbewerb, Bühnenprä-
sentation und Spitzenleistung, sondern 
um das Miteinander verschiedenster 
Kinder und Jugendlicher. 

Sogar der Bürgermeister tanzt mit

Um das große Engagement aller Beteilig-
ten anzuerkennen, kommen immerhin 
seit Jahren zwei Bezirksbürgermeister 
in die Schöneberger Sporthalle und tan-
zen die Eröffnungspolonaise mit. Nor-
bert Kopp, der Bürgermeister von Zeh-
lendorf-Steglitz, hält Volkstanz nicht für 
»unbeliebt«, sondern eher für »unbe-
kannt«. Die wenigsten würden dieses 
Gemeinschaftsgefühl kennen, das beim 
Tanzen in Gruppen entsteht. Er nennt 
»Tanz in der Schule – Tänze aus aller 
Welt« eine tolle Veranstaltung, die mehr 
Aufmerksamkeit verdiene. 

Eine Kommission von 20 Lehrerinnen 
legt jedes Jahr 27 Tänze fest, die in der 
Sporthalle Schöneberg hintereinander 
abgespielt werden, einzelne sogar mit 
Live-Musik. Die 27 Tänze werden in ver-
schiedenen Fortbildungskursen und 
Kompaktseminaren weitergegeben. Jede 
teilnehmende Gruppe muss mindestens 
zehn können.

KollegInnen anderer Fächer halten Tan
zen manchmal für läppisch: In der Schu-
le müsse man Tests schreiben und Voka-
beln lernen, alles andere sei kein or-
dentlicher Unterricht. Was manchmal so 
einfach aussieht, erfordert Konzentrati-
on, Rhythmusgefühl und Übung. Das 
merken Eltern und KollegInnen dann 
selbst, wenn sie bei Schulfesten zu ein-
fachen Mitmachtänzen aufgefordert 
werden und schnell überfordert wirken. 

Vor einigen Jahren stöhnte die Presse 
begeistert: »Endlich ist Tanzen in der 
Schule angekommen!« Damit meinte sie 
allerdings nicht die Folklore-Begeister-
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 Gabriele Frydych, Lehrerin 
im Ruhestand
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»Der Besuch der alten Dame« im 
Kreativhaus; in vielen kurzen 
Szenen zeigen die »Theatermacher« 
den Kampf zwischen menschlicher 
Gemeinschaft und Geld; viele kur-
ze Szenen, auf die letale Krise 
zusteuernd – wobei letztlich das 
»Geld« gewinnt. Allerdings nicht 
ganz: Denn die »Theatermacher« 
haben geschickt die junge Gene-
ration als Kontrast verstärkt: die 
Tochter des Opfers, das Punkmäd-
chen, Gruftimädchen, das schon 
einen kurzen Prolog spricht, mel-
det sich am Schluss noch einmal 
mit einer aus Ehrlichkeit resultie-
renden, eigentümlichen Positiv-
Power (ab 16). 

»Mais in Deutschland und in ande-
ren Galaxien« im Ballhaus Naunyn-
straße: Ein geheimnisvoller Titel 
für ein geheimnisvolles, nicht ganz 
zu entzifferndes Stück. Es ist ein-
gebunden in ein Projekt zur deut-
schen Kolonialgeschichte, greift 
ein spezielles Kapitel heraus: DDR 
und AngolanerInnen. Im Kern die 
Geschichte einer »gemischten« 
Familie mit einer exzentrischen 
Mutter, die vor allem den Protest 
liebt, den Ausbruch aus der Enge; 
sie findet kein Verhältnis zu ihrem 
Sohn, möchte ihn am liebsten nach 
Angola bringen. Ganz klar sind die 

Familienverhältnisse nicht – zumal, 
wenn ich richtig gesehen habe, 
einzelne Figuren von mehreren 
DarstellerInnen gespielt werden. 
Das ist zwar spannend anzuschau-
en, aber letztlich nicht zu verste-
hen (manchmal auch akustisch 
nicht). Nur die Großelten-Genera-
tion ist noch ganz verständlich, 
vernünftig; schon die Eltern haben 
Schwierigkeiten, ihren Platz – auch 
in der deutschen Geschichte von 
DDR und Wiedervereinigung – zu 
finden. Insofern eine »typische« 
Geschichte (ab 16). 

»Gelackt und gemeiert« bei den 
Hanswurst-Nachfahren beginnt 
harmlos-idyllisch mit der Vorbe-
reitung eines Hoffestes und der 
Planung durch die MieterInnen. Die 
Problematik von Sanierung und 
Gentrifizierung wird über Kreuz-
worträtselbegriffe geschickt ein-
geführt, ehe die Modernisierung 
über die Köpfe der MieterInnen 
hinweg einsetzt und ein totales 
Chaos produziert. Deutlich in die-
sem Stück, einem eigentlichen 
Volkstheater über Stadterneuerung 
und Zukunftsperspektiven, die zwei 
Ebenen: die betroffenen »kleinen« 
Leute als Ganzkörperfiguren, von 
verdeckten SpielerInnen geführt; 
die VermarkterInnen und Renovie-

rerInnen schick und smart im An-
zug und mit Hochglanzfotos; ein 
wunderbarer Kontrast zwischen 
den groben Alltagsmasken und 
den schicken Nadelstreifen der 
Sanierungsfirma und ihrer Verkaufs-
offerte. Dazu die BauarbeiterInnen, 
die langsam und stur ihren »Job« 
nach Vorschrift machen, und eine 
Spielfläche voller Überraschungen: 
Aus einem idyllischen Hof mit Vo-
gelgezwitscher wird eine chaotische 
Baustelle voller ausrangierter Tei-
le, zu denen am Ende auch die 
Spielfiguren geworfen werden – ein 
brutales, aber schlüssigen Schluss-
bild. Und, über das Theater hinaus: 
ein makabrer Eingriff der ‚Wirklich-
keit« in die »Kunst«: Hanswurst-
Nachfahren selbst müssen ihr 
Theater räumen, weil »saniert« wird 
– und weil es zwar Natur-, aber 
keinen Kulturschutz gibt (ab 16). 
� Hans-Wolfgang Nickel

FORTBILDUNG

Mai-Meeting der GEW 
Das MaiMeeting vom 14. bis 17. 
Mai 2015 ist die zentrale Bildungs-
veranstaltung der GEW für ihre 
Mitglieder und ganz besonders 
für ihre FunktionärInnen. Dieser 
Austausch über die Grenzen von 

Landesverbänden, Berufsfeldern 
und Organisationsbereichen hin-
weg wird von den Teilnehmenden 
sehr geschätzt. Neben den Work-
shops bieten wir kulturelle High-
lights und politische Abendver-
anstaltungen an. Das MaiMeeeting 
findet im ver.di Bildungszentrum 
Haus Brannenburg statt. Die sehr 
schöne Bildungsstätte liegt am 
Fuße des Wendelsteinmassivs in-
mitten der Natur der oberbaye-
rischen Voralpen.
Folgende sechs Workshops werden 
angeboten: In Bewegung kommen 
– ein theaterpädagogischer Work-
shop /Aufklärung und Ideologie-
kritik heute – neue Anforderungen 
und alte Grenzen/ Geschichte der 
Arbeiterbewegung/ Jugendkulturen 
zwischen Islam und Islamismus/ 
Gesundheitsförderung am Arbeits-
platz/ Grundlagen kritischer Bil-
dungsarbeit. Weitere Infos zum 
Programm, zu den Teilnahmebe-
dingungen und zur Anmeldung 
unter www.gew.de/Maimeeting_ 
2015.html . Anmeldeschluss ist 
der 19. April 2015. Kontakt für 
Nachfragen: Nicole Lund, GEW-
Hauptvorstand, E-Mail: nicole.
lund@gew.de

Einjährige berufsbegleitende 
Weiterbildung in 
Systemischer Pädagogik
Die Humanistische Akademie Ber
lin-Brandenburg bietet eine Wei-
terbildung für Lehrkräfte, Sozial-
arbeiterInnen, KitaleiterInnen und 
FortbildnerInnen an. Beginn ist 
am 9. Oktober 2015 – Kosten 600 
Euro – Bildungsurlaub kann ge-
währt werden, Bildungsgutscheine 
können beantragt werden. Weitere 
Informationen über Institut für 
systemische Beratung und Päda-
gogik bei der Humanistischen 
Akademie Berlin-Brandenburg, 
Wallstr. 65, 10179 Berlin, Tel. 
61390466 oder 6061823, Fax: 
61390452, Email: brigitte.wieczo-
rek@berlin.de

Lernen für die Arbeitswelt
Gemeinsame Fortbildung für Lehr-
kräfte aller Schulformen vom 14. 
Juni (Anreise) bis 17. Juni 2015 
in der IG Metall Bildungsstätte 
Berlin. Gemeinsam laden die GEW 
und die IG Metall vom 14. bis 17. 
Juni 2015 zu einer bundesweiten 
LehrerInnenfortbildung ein. In 
deren Mittelpunkt steht das The-
ma Arbeit als Gegenstand schu-
lischen Lernens. Der gemeinsamen 
Verständigung über den Arbeits-
begriff, die veränderte Arbeitswelt 
sowie eine menschengerechte 
Arbeitsmarkt- und Berufsbildungs-

AUFFÜHRUNGEN KRITISCH GESEHEN

Eine Szene aus dem Stück »Mais in Deutschland und in anderen Galaxien«, die Geschichte einer »ge-
mischten« Familie in der DDR. Ähnlich wie der Titel ist auch das Stück ziemlich geheimnisvoll, findet 
Wolfgang Nickel.� FOTO:  JULE SIEVERT
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politik folgt der Blick in die be-
triebliche Praxis. In einer Be-
triebserkundung in einem Metall-
betrieb werden die Arbeits- und 
Ausbildungsbedingungen unter-
sucht und mit VertreterInnen des 
Betriebsrates, der Jugendvertretung 
und der Geschäftsführung disku-
tiert. Anschließend wird die Be-
triebserkundung im Hinblick auf 
den Unterrichtsgegenstand Arbeit, 
die schulische Arbeitswelt- und 
Berufsorientierung sowie die me-
thodische Gestaltung schulischer 
Zugänge zur Arbeitswelt reflektiert. 
Info und Anmeldung: Martina 
Schmerr, Martina.Schmerr@gew.
de, Tel: 069 – 78973-322. Die Se-
minarkosten für Gewerkschafts-
mitglieder werden übernommen. 

AKTIVITÄTEN

Schule, Jugendhilfe und 
Familie 
Die Alice Salomon Hochschule 
Berlin (ASH) bietet in der Zeit vom 
15.06. bis 05.09.2015 das Trai-
ningsseminar »Stärke statt (Ohn-)
Macht – Neue Autorität & Gewalt-
loser Widerstand« für Lehr- und 
Fachkräfte aus den Bereichen 
Schule und Jugendhilfe an. An-
meldeschluss ist der 19. Mai 2015. 
Weitere Infos und Kontakt: Karin 
Schwarz Tel.: 030/9 92 45 - 3 31 
schwarz@ash-berlin.eu, Alice Sa-
lomon Hochschule Berlin, Zentrum 
für Weiterbildung, www.ash-berlin. 
eu/weiterbildung/spezielle-angebote 
und www.soziales-training.de

Boys’Day 2015: Denn sie wissen 
nicht, was sie tun sollen
Ratlos stehen viele SchülerInnen 
vor ihrer Berufswahl. Auf die Fra-
ge »Was soll ich werden?«, hat nur 
ein Drittel der jungen Menschen 

Weitere Veranstaltungen/Orte zum 
Thema
26. April: Gedenkgottesdienst zum 
Thema ZwangsarbeiterInnen in 
der Gethsemane-Kirche
2. Mai ab 15 Uhr: Straßenfest zur 
Berliner Kapitulation, Schulenburg
ring 2
Seelower Höhen: Museum und Ge-
denkstätte des Kampfes um Ber-
lin, seit 2012 neue Ausstellung 
mit Schwerpunkt der DDR-Rezep-
tion und sehr gutem Film. (Di-So 
10-17h) Anschließend lohnt sich 
ein Ausflug nach Küstrin (Polen) 
an der Oder, wo die zerstörte Alt-
stadt mit Festung und moosbe-
wachsenen Straßen seltsame 
Pompeji-Assoziationen weckt.
Museum Karlshorst: 2013 wieder 
eröffnet, zeigt es den Krieg gegen 
die SU, in dem es nur Verliere-
rInnen gab. Di – So 10-18 Uhr, 
Eintritt frei
Gedenkstättengestaltung: Neue 
Wache Unter den Linden, Sowjeti
sches Ehrenmal an der Straße des 
17. Juni und am Treptower Park.

MATERIALIEN

Den Wald entdecken
Eine vom Bundeslandwirtschafts-
ministerium herausgegebene 
»Waldfibel« bietet Materialien, um 
den Wald und seine BewohnerInnen 
zu entdecken. Naturgetreue Illus-
trationen, ein kurzer Steckbrief 
sowie zwei unterschiedlich schwie-
rige Kurztexte liefern alle wesent-
lichen Fakten und sind insbeson-
dere für LeseanfängerInnen ge-
eignet. Denn die Materialien sind 
für das sinnverstehende Lesen 
teils mit Silbentrennung sowie in 
einfacher Sprache angelegt. Auf 
dem Wissensportal www.waldkul-
turerbe.de  finden PädagogInnen 
weitere auf die Waldfibel abge-
stimmte Begleitmaterialien für 
den Lehreinsatz wie die Waldfi-
belposter samt Rechercheheft 
»Unsere Waldbäume«  oder  »Mein 
kleines Herbarium« und vieles 
mehr, das abwechslungsreiche  Mög-
lichkeiten für einen individuellen 
Unterricht bietet.

DGB-Broschüre:  
Eine Schule für alle 
Seit der Föderalismusreform 2006 
hat der Bund keinen nennens-
werten Einfluss mehr auf die 
Schulpolitik. Eine Folge: Schul-
formen, Lehrpläne und LehrerIn-
nenausbildung gleichen einem 
Flickenteppich. Jedes Bundesland 
legt eigene Schwerpunkte und 
Wege fest. DGB und Gewerkschaf-
ten wollen deshalb das Koopera-

eine klare Antwort. Die anderen 
fühlen sich weder ausreichend gut 
beraten, noch sind sie über die 
aktuellen Entwicklungen am Ar-
beitsmarkt informiert. Der Boys’ 
Day am 23. April 2015 ist eine 
gute Gelegenheit, Schülern neue 
Wege in der Berufsorientierung 
zu ermöglichen. Der Boys’Day ist 
ein bundesweiter Aktionstag, der 
das Ziel hat, junge Männer für 
Berufe zu begeistern, die bislang 
einen geringen Männeranteil auf-
weisen. Die Schüler sollen nach 
Möglichkeit auch männliche Vor-
bilder kennenlernen. Der Boys’Day 
kommt sowohl bei den Schülern 
als auch bei den Einrichtungen 
gut an. Weitere Informationen 
unter www.boys-day.de

70 Jahre Frieden in Berlin
Ein Verzeichnis der Medien AG 
Frieden ist unter www.gew-berlin.
de einsehbar. Alle Medien sind 
über Joachim.Dillinger@web.de 
ausleihbar. Zum 70. Jahrestag des 
Kriegsendes/der Befreiung vom 
Faschismus hat die AG eine Reihe 
von Veranstaltungen vorbereitet:
15. April um 17 Uhr: Lesung Kriegs-
kinder, Lore Kujawa liest und 
Detlef Mittag berichtet über seine 
Gespräche mit zehn Überlebenden 
für sein Buch »Kindheit und Jugend 
um 1945«, MedienGalerie ver.di, 
Dudenstr. 10.
24. April um 16 Uhr Gedenktafel-
enthüllung für einen 17-jährigen 
Deserteur in der Uhlandstraße 103. 
Kontakt: joachimneu@hotmail.com 
2. Mai um 11 Uhr: Besuch der Aus-
stellung im Charlottenburger Tor 
über die Rolle der polnischen 
Armee bei der Befreiung, Straße 
des 17. Juni, Anmeldung über 
joachimneu@hotmail.com
6. Mai um 13.30 Uhr: Besuch des 
Deutsch-Russischen Museums in 
Berlin-Karlshorst, eine Veranstal-
tung mit der Gruppe Junge Alte, 
Anmeldung über Reinhard.Brettel 
@t-online.de oder Tel.698 16931
17. Juni um 19 Uhr: Geh und sieh, 
russischer Film-Klassiker aus dem 
Jahre 1985, 140 Minuten, Haus 
der Berliner Kapitulation, Schu-
lenburgring 2, Anmeldung über 
Joachim.Dillinger@web.de
24. Juni um 17 Uhr: Besuch des 
Anti-Kriegs-Museums in Berlin 
Wedding, Brüsseler Str. 21, Anmel-
dung unter 402 86 91 oder über 
Joachim.Dillinger@web.de
2. Juli um 9 Uhr: Tagesausflug mit 
dem Bus zum ehemaligen Bom-
bodrom und der BürgerInnenbe-
wegung für eine freie Heide. Treff-
punkt: Schulenburgring 2, Kosten 
10 Euro, Anmeldung über Joach-
im.Dillinger@web.de

tionsverbot abschaffen. Der Bund 
soll die Länder endlich wieder 
beim Ausbau von hochwertigen 
Schulen unterstützen dürfen. In 
einer Broschüre zeigt der DGB, 
was sonst noch nötig ist, damit 
die schulische Bildung wieder in 
die Spur kommt. Allen voran steht 
die Forderung: »Eine gute Schule 
für alle Kinder«. Zudem setzt sich 
der DGB für eine fächerübergrei-
fende sozioökonomische Bildung 
ein. Die Broschüre kann im DGB-
Bestellservice für 1,60 Euro zu-
züglich Porto und Versand bestellt 
werden: www.bit.ly/dgb_schule

INTERNET

www.berlin.de/sen/bildung/bildungs-
statistik bietet Zahlen, Daten und 
Fakten 2014/2015 für den Bil-
dungsbereich zum Herunterladen. 

www.vielfalt-mediathek.de führt 
zur Webseite des Informations- 
und Dokumentationszentrums für 
Antirassismusarbeit (IDA) e.V. Als 
einzige Institution sammelt und 
archiviert die Vielfalt-Mediathek 
die vielen Materialien der Bun-
desprogramme gegen Rechtsex-
tremismus der Vergangenheit und 
Gegenwart und macht sie einer 
breiten Öffentlichkeit bekannt. 
Die NutzerInnen können die Inhalte 
kostenlos abrufen und die Ver-
netzung möglicher Kooperations-
partnerInnen wird gefördert. 
Zudem wird der Informationspart 
der Vielfalt-Mediathek ausgebaut 
und gestärkt. Hintergrundinfor-
mationen zu bestimmten Themen-
gebieten und zu neuen Entwick-
lungen können jetzt direkt bei der 
Vielfalt-Mediathek abgerufen 
werden, um danach mit den über 
2.000 Materialien der einzelnen 
Projektträger die unterschiedlichen 
Themen tiefergehend zu bearbei-
ten. Die Webseite ist auf dem 
neuesten Stand präventiver und 
intervenierender Arbeit gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus sowie bei 
weiterführenden Themenfeldern 
wie Diversität, interkulturelle 
Öffnung, Flucht & Asyl. Hinzu 
gekommen sind neue Schwer-
punkte wie Homophobie und 
Transphobie oder auch Islamfeind-
lichkeit.

www.zeitzeugen.fes.de Die Gewerk-
schaften spielen in der Geschich-
te der Bundesrepublik eine ent-
scheidende Rolle. Das Zeitzeu-
gInnenprojekt der Friedrich-Ebert-
Stiftung will die Leistungen der 
GewerkschafterInnen in der Nach-
kriegszeit dokumentieren. In einem 
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Internet-Videoportal kommen ehe
malige führende Gewerkschafte-
rInnen zu Wort. Unter anderem 
berichten der ehemalige DGB-Vor
sitzende Dieter Schulte, Ex-ver.di-
Vorstandsmitglied Franziska Wie-
thold, der frühere Erste Vorsitzen-
de der IG Metall Franz Steinkühler 
und Detlef Hensche, der ehemalige 
Vorsitzende der in ver.di aufge-
gangenen IG Medien, über ihre 
Erfahrungen. Der Fokus der ins-
gesamt 31 ZeitzeugInneninterviews 
liegt auf den 1960er bis 1990er 
Jahren. Unter dem Motto »Indivi-
duelle Erinnerung und gewerk-
schaftliche Identität« liefert das 
Portal umfangreiche und sehr 
persönliche Einsichten. Die Nut-
zerInnen haben die Möglichkeit, 
Interviewpassagen themenbezo-
gen abzurufen. Unterstützt wird 
das Projekt durch die Hans-Böck-
ler-Stiftung: 

www.kmk.org/dokumentation/do-
kumentation-aktuelles.html Die 
Internetseite der KMK bietet eine 
Menge Materialien. Aktuell sind 

dort die Studie »Schlüsselzahlen 
zur frühkindlichen Betreuung, 
Bildung und Erziehung in Europa« 
in deutscher Übersetzung sowie 
der Bericht zur Schulfinanzierung 
in Europa, ebenfalls in deutscher 
Fassung, zu finden sowie die Kern-
aussagen zum Bericht »Europäische 
Strategien zur Vermeidung früh-
zeitigen Schul- und Ausbildungs-
abbruchs« in englischer Sprache.

http://dguv-lug.de/sek_ii_sucht_
und_gewaltpraevention_zivilcoura-
ge.php  Die Deutsche gesetzliche 
Unfallversicherung hat Un
terrichtsmaterialien zum Thema 
»Zivilcourage« für die Sekundar-
stufe II herausgebracht, die man 
herunterladen kann.

www.vogelstimmen-hören.de stellt 
die Stimmen der häufigsten hei-
mischen Vogelarten vor. Ganz 
einfach und kostenlos zum An
klicken. Jeden Monat kommen 
weitere Hörproben und Filmaus-
schnitte hinzu.

 SENIORINNEN

Die Veranstaltungen der SeniorInnen 
sind selbstverständlich offen für 
alle GEW-Mitglieder und Gäste! Ein-
trittsgelder müssen selbst getragen 
werden.

GEW-Chor: 15.4., 13.5. und 20.5. 
und jeweils um 17 Uhr im GEW-
Haus. Kontakt: Monika Rebitzki, 
Tel. 471 61 74

GEW-Singkreis: 22.4., 6.5., 27.5. 
und 10.6. um 17 Uhr im GEW-Haus. 
Kontakt: Monika Rebitzki, Tel. 471 
61 74

GEW-Stammtisch für Ruheständ-
lerInnen: 22.4. und 27.5. von 
14.30 bis 16.30 Uhr im »Ulrichs 
– Café, Küche und Kultur« in der 
Karl-Heinrich-Ulrichs-Straße 11 
(ehem. Einemstraße) / Eingang 
Ahornstraße, Kontakt: Monika 
Rebitzki, Tel. 471 61 74

LandesseniorInnenausschuss 
und Junge Alte: 15.4. um 11 Uhr 
und 20.5. um 15 Uhr im GEW-
Haus.

Junge Alte in der GEW
22. April 2015: Alternative Füh-
rung zum Kolonialismus durch 
das deutsche Museum (mp3-
Führung der Projektgruppe www.
kolonialismusimkasten.de) Treff-
punkt: 11 Uhr im Foyer des DHM, 
Eingang Kupfergraben. Eintritt 8 
Euro. Der Audio-Guide ist kosten-
los und muss auf einen mp3-
Player oder ein Smartphone he-
runtergeladen werden. Fünf 
Geräte stehen mit Doppelkopf-
hörer zur Verfügung; reicht also 
für 10 Personen. Vorbesprechung 
und technische Anleitung am 15. 
April ab 13 Uhr nach der Sitzung 
der Jungen Alten. Kontakt: Rein-
hard Brettel, Tel. 69 81 69 31

6. Mai 2015: Führung durch das 
Deutsch-Russische Museum Ber-
lin Karlshorst. Treffpunkt 13.30 
Uhr, Zwieseler Str. 4. TeilnehmerIn-
nenbetrag 3-5 Euro, je nach An-
zahl. Kontakt: Reinhard Brettel, 
Tel. 69 81 69 31

BSA Pankow
14. April 2015: Wir gedenken der 
Menschen, die vom Gleis 17 von 
den FaschistInnen in die Vernich-
tungslager deportiert wurden. Ein 
Vertreter des BdA wird uns führen. 
Treffpunkt: 11 Uhr, S-Bahnhof 
Grunewald. Kontakt: Kollegin Lan-
ge, Tel. 65 48 42 50

19. Mai 2015: Herr Rasokat wird 
uns die »Tuschkastensiedlung« 
von Bruno Taut während eines 
Spaziergangs zeigen. Dauer 1,5 
Std. Treffpunkt: 11 Uhr, S-Bahnhof 
Grünau – Schalterhalle, Ausgang 
Richterstraße. Kontakt: Kollegin 
Lange, Tel. 65 48 42 50

BSA Lichtenberg
21. April 2015: Spaziergang durch 
den Britzer Garten. Dr. Mangold 
führt uns von den thematischen 
Gärten vorbei an verschiedenen 
Bau- und Kunstwerken zur groß-
en Tulpenschau, die jährlich 
Hunderttausende BesucherInnen 
in ihren Bann zieht. Treffpunkt: 
10 Uhr Eingang Buckower Damm. 
Eintritt: 3 Euro, Kontakt: Barbara 
Schütz Tel. 4727477

8. Mai 2015: 70. Jahrestag der 
Befreiung. Wir bitten alle Mit-
glieder, an den Veranstaltungen 
des Bezirkes Lichtenberg und 
unserer Gewerkschaft zum 70. 
Jahrestag der Beendigung des 
2. Weltkrieges und der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus 
teilzunehmen.

20. Mai 2015: Zweiter Tiergarten-
Spaziergang. Von der Siegessäu-
le zum prächtigen Rosengarten. 
Abschließend zur Euthanasie-
Gedenkstätte an der Tiergarten-
straße. Treffpunkt: 10 Uhr am 
Großen Stern, Straße des 17. 
Juni Richtung Brandenburger Tor. 
Kontakt: Erich Juhnke Tel. 975 
75 64

11. Juni 2015: Ganztagsausflug 
nach Lehnitz. Wir besuchen die 
Gedenkstätte im ehemaligen 
Wohnhaus der Familie des Arztes 
und Schriftstellers Friedrich Wolf 
in Lehnitz, Alter Kiefernweg 5. 
Treffpunkt: 10 Uhr auf dem Bahn-
steig Lehnitz, S1 Richtung Ora-
nienburg, Kosten: 5 Euro für 
Eintritt und Imbiss. Kontakt: Elke 
Sabrowski Tel. 5115826

BSA Friedrichshain-
Kreuzberg
15. April 2015: Besuch des Britzer 
Gartens »Tulipan«, Treffen nach 
Absprache, Kontakt: Harald Berger, 
Tel. 555 63 60

29. April 2015: Baumblütenfest in 
Werder, Abfahrt mit RE1 um 9.33 
Uhr ab Alexanderplatz, Ankunft 
in Werder um 10.18 Uhr, Treff-
punkt: 10.20 Uhr auf dem Bahn-
hofsvorplatz an der Bushaltestel-
le zur »Blütenrundfahrt«, Kontakt: 
Harald Berger, Tel. 555 63 60

AKTIONSWOCHEN DER GLOBALEN 
BILDUNGSKAMPAGNE VOM 26. APRIL BIS 5. JULI 2015

Die GEW setzt sich seit der Gründung des deutschen Bündnis-
ses der Globalen Bildungskampagne in jährlich stattfindenden 
Aktionswochen aktiv für das Recht auf Bildung für alle ein. 
Dieses Jahr lautet das Motto unserer Aktionswochen »Bildung 
macht Zukunft«: Welche Kompetenzen und welches Wissen 
brauchen SchülerInnen, um in einer sich rasch wandelnden 
Welt zurechtzukommen und drängenden Herausforderungen 
wie dem Klimawandel oder der immer größer werdenden 
Schere zwischen Arm und Reich entgegenzutreten? Wie jedes 
Jahr hat die Globale Bildungskampagne Materialien erstellt, 
die kostenlos bestellt oder über die Internetseite der Kampag-
ne heruntergeladen werden können. Ziel ist es, dass Schüle-
rInnen ihre Vorstellungen und Wünsche für die Zukunft von 
Bildung auf Plakaten darstellen. Eine Jury wird entscheiden, 
welche Schulklasse ihre Botschaften und Visionen zum Thema 
‚Bildung macht Zukunft‘ in einer Aktion in Berlin Bundestags-
abgeordneten vorstellen wird. Anmeldung zu den Aktions
wochen unter � www.bildungskampagne.org/weltklasse 
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Für alle Fälle
Darf meine SchulleiterIn unangekündigt meine Unterrichtsstunde besuchen? Wie 
ist das mit der Anordnung von Mehrarbeit? Wann bekomme ich Sonderurlaub? Mit 
dem Berliner Recht für Schule und Lehrer finden Sie die Antwort im Handumdrehen!  
Nur wer seine Rechte kennt, kann sie auch geltend machen! Ein Abonnement der 
Schulrechtssammlung hilft dabei.

Papierfassung: 57 Euro* · CD-Rom: 47 Euro* 
Bestellung unter: GEWIVA · Ahornstr. 5 · 10787 Berlin · Tel. 21‑99‑93 -27
oder online unter: www.gew-berlin.de/18353.htm

*für Nichtmitglieder 10 Euro mehr
Bei Zusendung zusätzlich 8 Euro Versandkosten

Abruzzen im Herzen der Natur  ab 645 EUR
Natürliche Emotionen auch für Familien 
Baltische Länder per Rad  ab 1295 EUR
Korsika GR20 Wanderung  ab 1280 EUR
Flüge und Fähren – weltweit und preiswert!

www.locketours.de
Lefevrestr. 21         Tel. (0 30)) 8 52 30 30  
12161 Berlin  e-Mail: ��info@locketours.de

Q

Tel. +49/30/303083-0

GmbH

...das bestgelaunte Bus- und Reiseteam!

www.busart-tours.de
info@busart-tours.de

Albrechtstr. 138–140 • 12099 Berlin
Fax: +49/30/30 30 83-55

Busvermietung:

Tel. 030-68 40 98-40 · Fax -20 · pkr-bus@bln.de
www.primaklima.de

MODERNE KOMFORT
FERNREISEBUSSE

von 8 - 74 Sitzplätzen mit
Aircondition, Video, Küche, WC,
Tel., Skikorb, Fahrradanhänger
Ihr Partner mit über 20 Jahren

Erfahrung, erfahrenes und geschultes Fahrpersonal
mit zertifiziertem Sicherheitstraining.

Super-Auswahl an Zielen in ganz Europa – zum Beispiel:

Toscana, 8 Tage, Halbpension, Ausflüge ... ab EUR 235,-

Spanien, 8 Tage, Halbpension, Ausflüge ... ab EUR 220,-

Oder Österreich…Holland…Frankreich…Kroatien…Deutschland

Städtereisen: Berlin, München, Hamburg, Köln, Dresden, Weimar, Freiburg

Amsterdam, Brüssel, Paris, London, Straßburg, Wien, Krakau, Rom, Prag... 

KLASSE REISEN GmbH • www.klasse-reisen.com • mail@klasse-reisen.com

Tel. 030/3030836

Günstige Flugreisen in viele europäische Metropolen...W
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Deutschlands günstiger Autokredit

3,47%
0800 - 1000 500

www.AK-Finanz.de

Spezialdarlehen: Beamte / Angestellte ö.D. /
                              Berufssoldaten / Akademiker
Äußerst günstige Darlehen z.B. 40.000 €, Sollzins (fest
gebunden) 3,89%, Lfz. 7 Jahre, mtl. Rate 544,73 €, eff.
Jahreszins 3,96%, Bruttobetrag 45.757,09 €, Sicher-
heit: Kein Grundschuldeintrag, keine Abtretung, nur
stille Gehaltsabtretung. Verwendung: z.B. Modernisier-
ung rund ums Haus, Ablösung teurer Ratenkredite, Mö-
belkauf etc. Vorteile: Niedrige Zinsen, kleine Monatsrate,
Sondertilgung jederzeit kostenfrei, keine Zusatzkosten,
keine Lebens-, Renten- oder Restschuldversicherung.

Free Call

Wer vergleicht, kommt zu uns,
Seit über 35 Jahren.

Repräsentatives Beispiel nach §6a PAngV: 20.000 €, 
Lfz. 48 Monate, 3,47% eff. Jahreszins, fester Sollzins 
3,42% p.a., Rate 447,- €, Gesamtkosten 21.425,62 €

www.Autokredit.center

effektiver Jahreszins
5.000 € bis 50.000 €
Laufzeit 48 bis 120 Monate

Beamtendarlehen 10.000 € - 120.000 €
Extra günstige Kredite für Sparfüchse
Umschuldung: Raten bis 50% senken
Baufinanzierungen gigantisch günstig

E3, 11 Planken
68159 Mannheim

Fax: (0621) 178180-25
Info@AK-Finanz,de

Kapitalvermittlungs-GmbH

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93� e-mail:DAPBerlin@aol.com

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2015
•	� Friedens- und Konfliktforschung:  

Global Competence – eine Lösung?
•	 Interkulturelle Kommunikationskompetenz
•	 Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
•	� Improvisation u. Singen – Impulse f. d. Stimmarbeit
•	 Rhetorik, Stimm- und Sprechtraining
•	 Ressource Lampenfieber
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

Erkelenzdamm 9 
10999 Berlin
Tel.: 61 39 36-0 
info@bleifrei-
berlin.de
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HERAUS ZUM 
ERSTEN MAI
Der diesjährige 1. Mai 
ist ein Jubiläum. Seit 
125 Jahren treten 
arbeitende Menschen 
an diesem Tag 
gemeinsam, öffentlich 
und massenhaft für 
ihre Rechte ein. Auf-
grund des Jubiläums-
charakters kommen 
viele prominente 
Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter 
nach Berlin, auch der 
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. Der Demonstra
tionszug startet um 10 Uhr am Hackeschen Markt und 
führt zum Brandenburger Tor, wo um 11.30 Uhr die 
traditionelle Mai-Kundgebung beginnt. 

MITGLIEDERVERSAMMLUNG  
DER GEW NEUKÖLLN 
zu Tarifkonflikt und Arbeitsbelastung. Am 22. April 2015 
um 17.30 Uhr voraussichtlich in der Otto-Hahn-Schule, 
Buschkrugallee 63.

BILDUNGSLÜGEN ANPACKEN
Zur Bildungslüge »Kleine Klassen bringen nichts« macht 
die Fachgruppe Grundschule eine Veranstaltung am  
17. Juni 2015 um 18 Uhr im GEW-Haus. Es referiert 
Prof. Dr. Rainer Dollase zum Thema »Kleine Klassen? – 
Und es bringt doch etwas!« 

MITMACHEN IN DER GEW-SAMBAGRUPPE
Jeden Donnerstag von 16 bis 18 Uhr probt die GEW-
Sambagruppe im GROOVE, Fidicinstraße 3. Neugierige 
oder Erfahrene sind herzlich willkommen. Kontakt: 
samba@gew-berlin.de

15. APR	 17.00 Uhr	 AG Frieden	 Raum 47

16. APR	 16.30 Uhr	 LA Frauenpolitik	 Raum 300

	 18.00 Uhr	 FG Schulsozialarbeit	 Raum 32/34

	 18.00 Uhr	 Kita-AG	 Raum 33

	 18.00 Uhr	 Junge GEW	 Raum 47

21. APR	 19.00 Uhr	 LAMA	 Raum 33

	 19.00 Uhr	 Schwule Lehrer	 Raum 300

24. APR	 18.30 Uhr	 Abteilung Wissenschaft	 Raum 33

28. APR	 19.00 Uhr	 Abteilung Berufsbildende Schulen	 Raum 33

29. APR	 17.30 Uhr	 FG Sonderpädagogik/Grundschule	 Raum 300

	 19.00 Uhr	 FG Sonderpädagogik	 Raum 34

30. APR	 16.30 Uhr	 AG Jugendliteratur	 Raum 47

05. MAI	 19.00 Uhr	 LA Studierende	 Raum 300

12. MAI	 16.30 Uhr	 AG Gesundheit	 Raum 33

	 19.00 Uhr	 LAMA	 Raum 32

13. MAI	 17.00 Uhr	 AG Frieden	 Raum 34

	 19.00 Uhr	 FG Kinder-, Jugend- und Sozialarbeit	 Raum 33

21. MAI	 17.00 Uhr	 LA Frauenpolitik	 Raum 47

	 18.00 Uhr	 FG Schulsozialarbeit	 Raum 32

	 18.00 Uhr	 Kita-AG	 Raum 33

	 18.00 Uhr	 Junge GEW	 Raum 34

28. MAI	 16.30 Uhr	 AG Jugendliteratur	 Raum 47

	 19.00 Uhr	 Junge GEW	 Raum 300

02.JUNI	 19.00 Uhr	 Abteilung Berufsbildende Schulen	 Raum 33

	 19.00 Uhr	 LA Studierende	 Raum 34

08. JUNI	18.00 Uhr	 FG Integrierte Sekundarschulen	 Raum 32
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